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A Beschreibung des Versicherungsinhaltes

1. Betriebshaftpflichtversicherung

Der Versicherungsumfang in der Betriebshaftpflichtversi-
cherung richtet sich nach den folgenden

- Grundsätzen der Haftpflichtversicherung (1.1),

- Näheren Bestimmungen zum Versicherungsumfang
(1.2) und

- Ausschlüssen (1.3).

1.1 Grundsätze der Haftpflichtversicherung

1.1.1 Gegenstand der Versicherung

Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen
eines während der Wirksamkeit der Versicherung einge-
tretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das
einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Ver-
mögensschaden zur Folge hatte, aufgrund

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen
Inhalts

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Scha-
denereignis geführt hat, kommt es nicht an.

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schaden-
ersatz statt der Leistung;

- wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nachbesserung durchführen zu können;

- wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der
Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung;

- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender
Ersatzleistungen.

Ausgeschlossen sind insbesondere (Nacherfüllungs-)An-
sprüche auf Nachbesserung mangelhafter Reparaturlei-
stungen (z.B. Wiederholung der Reparatur), Rückgängig-
machung des Reparaturauftrages (Rücktritt) und Herab-
setzung der vereinbarten Vergütung (Minderung). Das
Gleiche gilt für Reparaturleistungen, die zur Beseitigung
der bei Übergabekontrollarbeiten festgestellten Mängel
erforderlich sind.

1.1.2 Vermögensschäden / Abhandenkommen von Sachen

Soweit nachstehend besonders vereinbart, ist mitversi-
chert die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschä-
den, die weder durch Personenschaden noch durch Sach-
schaden entstanden sind sowie die gesetzliche Haftpflicht
wegen Abhandenkommens von Sachen. Auf die Versiche-
rung wegen Abhandenkommens von Sachen finden die
Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

1.1.3 Haftpflichtversicherungsanspruch

Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatz-
ansprüche und die Freistellung des Versicherungsneh-
mers von berechtigten Schadensersatzansprüchen.

Berechtigt sind Schadenersatzansprüche dann, wenn der
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädi-
gung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch ge-
bunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Ver-
sicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

1.1.4 Versichertes Risiko

Versichert sind grundsätzlich alle Eigenschaften, Rechts-
verhältnisse und Tätigkeiten aus dem im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen beschriebenen Risiko.

1.1.5 Mitversicherte Personen

1.1.5.1 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Be-
aufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines Tei-
les desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft.
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1.1.5.2 Die persönliche gesetzliche Haftpflicht der übrigen
Betriebsangehörigen ist mitversichert für Schäden, die sie
in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Ver-
sicherungsnehmer verursachen.

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder Be-
rufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers
gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vor-
schriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes An-
gehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

1.1.5.3 Der Versicherungsschutz besteht auch, wenn

- die vorgenannten Personen für den versicherten Be-
trieb z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Si-
cherheitsbeauftragte, Umweltschutzbeauftragte, Da-
tenschutzbeauftragte, Betriebsärzte, Betriebsräte
tätig werden;

- die vorgenannten Personen aus ihrer früheren
dienstlichen Tätigkeit für den versicherten Betrieb in
Anspruch genommen werden;

- Angehörige fremder Unternehmen und Praktikanten
in den versicherten Betrieb eingegliedert und damit
Betriebsangehörige gemäß Sozialgesetzbuch VII ge-
worden sind.

Bei angestellten Betriebsärzten und Betriebssanitätern
erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf

- die Behandlung von Betriebsangehörigen, soweit
diese noch als Erste-Hilfe-Leistung angesehen wer-
den kann;

- die Durchführung der vom Arbeitgeber freiwillig
übernommenen Fürsorgemaßnahmen (z. B. Grippe-
schutzimpfung für die Belegschaft);

- Erste-Hilfe-Leistungen gegenüber Dritten.

Soweit Versicherungsschutz durch eine Berufs-Haft-
pflichtversicherung des Betriebsarztes besteht, geht die-
ser vor.

1.2 Nähere Bestimmungen zum Versicherungsumfang

Die nachfolgend aufgeführten Haftpflichtrisiken und -an-
sprüche sind vom Versicherungsschutz in dem jeweils
festgelegten Umfang und unter Geltung der Ausschlüsse
gemäß Ziffer 1.3 umfasst.

1.2.1 Abhandenkommen von Sachen

1.2.1.1 Sachen von Betriebsangehörigen und Besuchern

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers im Sinne von Ziffer 1.1.2 aus dem Ab-
handenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und
Besucher mit Ausnahme von Geld, bargeldlosen Zah-
lungsmitteln, Wertpapieren, Sparbüchern, Urkunden,
Schmucksachen und sonstigen Wertsachen.

1.2.1.2 Schlüssel / Code-Karten

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers im Sinne von Ziffer 1.1.2 aus dem Ab-
handenkommen von fremden Schlüsseln bzw. Code-Kar-
ten, die sich rechtmäßig in seinem Gewahrsam befunden
haben. Dies gilt nicht, soweit es sich um Schlüssel/Code-
Karten für seine eigenen bzw. von ihm gemietete, ge-
pachtete oder geleaste Objekte handelt.

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche
Haftpflichtansprüche

- wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung
bzw. Neuprogrammierung von Schlössern und
Schließanlagen;

- für vorübergehende Sicherheitsmaßnahmen (z.B.
Notschloss) und einen Objektschutz bis zu zwei Wo-
chen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der
Verlust der Schlüssel/Code-Karten festgestellt wur-
de.

Nicht versichert ist die Haftpflicht

- aus dem Verlust von Schlüsseln bzw. Code-Karten zu
Tresoren, Möbeln und sonstigen beweglichen Sa-
chen;

- für weitergehende Folgeschäden, die sich aus einem
Verlust von Schlüsseln bzw. Code-Karten ergeben
(z.B. Einbruchschäden).

Nicht versichert sind Ansprüche

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und
deren Angehörigen;

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsneh-
mers und solchen Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder
eines Teiles desselben angestellt hat und deren An-
gehörigen;

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-
mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital
mehrheitlich verbunden sind oder unter einheitlicher
unternehmerischer Leitung stehen.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 50.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 100.000 EUR.

1.2.2 Abwässer

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Sach-
schäden durch Abwässer. Nicht versichert sind jedoch
Haftpflichtansprüche aus Schäden durch Umwelteinwir-
kungen; insoweit bestimmt sich der Versicherungsschutz
nach Maßgabe der Umwelt-Haftpflichtversicherung ge-
mäß Ziffer 2.

1.2.3 Altöle

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden
an Altölbeständen Dritter durch Abgabe annahmepflich-
tiger Motoren- und Getriebe-Altöle und hieraus beim Ab-
nehmer entstehende Entsorgungskosten.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 50.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 100.000 EUR.

1.2.4 Auslandsrisiken/Kosten bei Geltendmachung von
Ansprüchen im Ausland

1.2.4.1 Auslandsrisiken

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen

im Ausland vorkommender Versicherungsfälle

- aus Anlass von Geschäftsreisen (nicht jedoch aus
Bau-, Montage-, Wartungs-, Reparaturarbeiten, Ins-
pektionen, Kundendienst, Pannenhilfe oder sonstigen
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Leistungen) oder aus der Teilnahme an Ausstel-
lungen, Messen, Symposien oder Kongressen;

- durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne
dass der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat
oder hat liefern lassen oder

- durch Arbeiten oder sonstige Leistungen des Versi-
cherungsnehmers im Inland, ohne dass er im Zu-
sammenhang damit Erzeugnisse ins Ausland gelie-
fert hat oder hat liefern lassen;

im Ausland - ausgenommen USA, US-Territorien und Ka-
nada - vorkommender Versicherungsfälle

- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer
dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen oder

- aus Bau-, Montage-, Wartungs-, Reparaturarbeiten,
Inspektionen, Kundendienst, Pannenhilfe oder son-
stigen Leistungen.

1.2.4.2 Ausgeschlossen ist die Haftpflicht für Betriebsstät-
ten, z.B. Produktions- bzw. Vertriebsniederlassungen, Lä-
ger und dgl. im Ausland.

1.2.4.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche

- aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Per-
sonen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland
eingestellt oder dort mit der Durchführung von Ar-
beiten betraut worden sind.

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche
gegen den Versicherungsnehmer und die nach Ziffer
1.1.5.1 mitversicherten Personen (gesetzliche Ver-
treter des Versicherungsnehmers und "leitende An-
gestellte") aus Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten, die den Bestimmungen des Sozial-
gesetzbuches VII unterliegen;

- für die der Versicherungsnehmer im jeweiligen Land
eine Pflichtversicherung abzuschließen hat;

- nach Art. 1792 ff und 2270 und den damit in Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art.
1147 des französischen Code Civil oder gleichartigen
Bestimmungen anderer Länder;

- wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr,
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik
oder unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder
Maßnahmen beruhen; das Gleiche gilt für Schäden
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Natur-
kräfte ausgewirkt haben.

1.2.4.4 Im Übrigen besteht für Ansprüche aus im Ausland
(d.h. außerhalb der Bundesrepublik Deutschland) eintre-
tenden Versicherungsfällen kein Versicherungsschutz.

1.2.4.5 Kosten bei Geltendmachung von Ansprüchen im
Ausland

Abweichend von Teil B Ziffer 6 werden bei Versiche-
rungsfällen im Ausland sowie bei mitversicherten An-
sprüchen, die im Ausland geltend gemacht werden, die
Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leistungen
auf die Versicherungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- oder Gerichtsko-
sten; Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des
Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls
sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind.

1.2.5 Be- und Entladerisiken

1.2.5.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der
Beschädigung von Land- oder Wasserfahrzeugen sowie
Containern durch oder beim Be- oder Entladen und wegen
aller sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Für Schäden an Containern und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn die Schäden durch Kräne oder Winden
beim Abheben von oder beim Heben auf Land- oder Was-
serfahrzeuge zum Zwecke des Be- oder Entladens entste-
hen. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand
von Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lager-
verträgen) sind.

1.2.5.2 Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht
aus der Beschädigung der Ladung selbst durch oder beim
Be- oder Entladen und wegen aller sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, soweit

- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer be-
stimmt ist;

- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsneh-
mers oder von in seinem Auftrag handelnden Dritten
handelt;

- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungs-
nehmer oder in seinem Auftrag oder für seine Rech-
nung von Dritten übernommen wurde.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 50.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 100.000 EUR.

1.2.6 Betriebsübliche Veranstaltungen und Werbemaß-
nahmen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus betriebs-
üblichen Veranstaltungen (z.B. Betriebsbesichtigungen,
Betriebsfeiern und -ausflügen) sowie aus dem Besitz und
der Unterhaltung von Reklameeinrichtungen und aus der
Teilnahme an Ausstellungen, Messen, Symposien oder
Kongressen.

1.2.7 Garagenvermietung

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommens von
eingestellten fremden Kfz und deren Zubehör (ausge-
nommen Inhalt und Ladung) und aus dem Bewegen dieser
Fahrzeuge auf dem Betriebsgrundstück und wegen aller
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Der Versicherungsumfang hierfür regelt sich nach Ziffer
1.2, Position "Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraft-
fahrzeug-Handel und -Handwerk".

1.2.8 Gegenseitige Ansprüche

1.2.8.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht zwi-
schen

- mehreren Versicherungsnehmern wegen Personen-
oder Sachschäden.

Die Haftpflicht wegen Schäden an für betriebliche
Zwecke gemieteten, gepachteten, geleasten Gebäu-
den oder Räumlichkeiten, Abhandenkommens von
Schlüsseln/Codekarten, und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden zwischen mehreren Ver-
sicherungsnehmern ist jedoch nicht mitversichert;
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- mitversicherten Personen wegen Personenschäden
aus betrieblichen Tätigkeiten unter der Vorausset-
zung, dass der den Schaden verursachende Be-
triebsangehörige (Schädiger) nicht das Haftungspri-
vileg gemäß § 105 Sozialgesetzbuch VII genießt, z.B.
weil es sich nicht um einen in demselben Betrieb tä-
tigen Betriebsangehörigen handelt oder kein Ar-
beitsunfall bzw. keine Berufskrankheit vorliegt;

- Betriebsangehörigen (gesetzliche Vertreter des Ver-
sicherungsnehmers, Personen, die mit der Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes be-
traut sind, Mitglieder des Aufsichtsrates oder son-
stiger Aufsichtsgremien, z.B. Beiräte) sowie deren
Angehörigen wegen Personen- oder Sachschäden,
wenn der Betriebsangehörige für das den Anspruch
auslösende Ereignis im Betrieb keine Verantwor-
tung/Mitverantwortung zu tragen hat;

- zwischen sämtlichen übrigen Betriebsangehörigen.

1.2.8.2 Ausgenommen hiervon sind Geld, bargeldlose
Zahlungsmittel, Wertpapiere, Sparbücher, Urkunden,
Schmucksachen oder sonstige Wertsachen.

1.2.8.3 Die Mitversicherung der gesetzlichen Haftpflicht
zwischen sämtlichen Betriebsangehörigen wegen Vermö-
gensschäden aus der Verletzung von Vorschriften des
Bundesdatenschutzgesetzes über personenbezogene Da-
ten richtet sich nach Ziffer 1.2, Position "Vermögensschä-
den".

1.2.9 Haus- und Grundbesitz / Vermietungen / Bauherren-
risiko

1.2.9.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter,
Leasingnehmer oder Nutznießer von Grundstücken (nicht
jedoch von Luftlandeplätzen), Gebäuden oder Räum-
lichkeiten, die im Rahmen des versicherten Risikos oder
für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und seiner
Betriebsangehörigen genutzt werden (unabhängig davon,
ob sie auch an Betriebsfremde vermietet, verpachtet oder
sonst überlassen werden).

1.2.9.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers, wenn er als früherer Besitzer
dieser Grundstücke aus § 836 Absatz 2 BGB haftbar ge-
macht wird. In diesem Fall muss diese Versicherung aber
bis zum Besitzwechsel bestanden haben.

1.2.9.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers, die sich daraus ergibt, dass der
Versicherungsnehmer z.B. als Mieter, Pächter oder Lea-
singnehmer von Grundstücken und Gebäuden durch Ver-
trag die Verkehrssicherungspflichten des Vermieters,
Verpächters oder Leasinggebers in Bezug auf die Grund-
stücke und Gebäude übernimmt.

1.2.9.4 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von
Personen, die durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung,
Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der
Grundstücke beauftragt sind, für Ansprüche, die gegen sie
aus Anlass dieser Verrichtungen erhoben werden.

Nicht mitversichert sind aber Haftpflichtansprüche aus
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle
oder Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Glei-
che gilt für Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

1.2.9.5 Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unterneh-
mer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Repara-
turen, Abbruch-, Grabearbeiten) auf diesen Grundstücken.

Mitversichert sind dabei auch Haftpflichtansprüchen we-
gen Senkungen eines Grundstückes oder Erdrutschungen.
Ausgeschlossen sind jedoch Sachschäden und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden am Baugrund-
stück selbst oder an den sich darauf befindenden Gebäu-
den oder Anlagen.

1.2.9.6 Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers aus Schäden an Erdleitungen
(Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre
und andere Leitungen) sowie an elektrischen Frei- und
Oberleitungen einschließlich der sich daraus ergebenden
Folgeschäden.

1.2.10 Mietsachschäden

1.2.10.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen
Schäden an für betriebliche Zwecke (auch anlässlich von
Dienst- und Geschäftsreisen)

a) gemieteten oder gepachteten (nicht aber geleasten)
Gebäuden oder Räumen und wegen aller sich daraus
ergebenden Vermögensschäden durch Leitungswas-
ser und Abwässer.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 1.000.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 2.000.000 EUR;

b) gemieteten oder gepachteten (nicht aber geleasten)
Gebäuden oder Räumen und wegen aller sich daraus
ergebenden Vermögensschäden durch sonstige Ursa-
chen.

Nicht versichert sind

- Ansprüche wegen Abnutzung, Verschleiß oder
übermäßiger Beanspruchung, Schäden an Hei-
zungs-, Maschinen-, Kessel- oder Warmwasser-
bereitungsanlagen, an Elektro- oder Gasgeräten
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie Glasschäden, soweit sich der Ver-
sicherungsnehmer hiergegen besonders versi-
chern kann;

- Schäden an Gebäuden oder Räumen, die zu
Wohnzwecken der Betriebsangehörigen genutzt
werden und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 500.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 1.000.000 EUR;

c) gemieteten oder geliehenen beweglichen Sachen durch
Leitungswasser und Abwässer und wegen aller sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 50.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 100.000 EUR.

1.2.10.2 Nicht versichert sind

- Ansprüche durch Brand und Explosion (diesbezüglich
richtet sich der Versicherungsschutz ausschließlich
nach den Vertragsbestimmungen über die Umwelt-
Haftpflichtversicherung gemäß Ziffer 2);
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- Ansprüche von Gesellschaftern des Versicherungs-
nehmers oder deren Angehörigen;

- Ansprüche von gesetzlichen Vertretern des Versi-
cherungsnehmers oder solchen Personen, die er zur
Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Be-
triebes oder eines Teiles desselben angestellt hat
oder deren Angehörigen;

- Ansprüche von Unternehmen, die mit dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Ka-
pital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen.

1.2.11 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz,
Halten oder Gebrauch von nicht versicherungspflichtigen

- Kraftfahrzeugen (z.B. Gabelstapler) mit nicht mehr
als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als
20 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- Kfz-Anhängern, soweit diese nicht in Verbindung mit
einem versicherungspflichtigen Zugfahrzeug ge-
braucht werden.

1.2.12 Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sach-
mängeln infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Per-
sonen- oder Sachschäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse entste-
hen.

Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von Ziffer 1.1.1
und dem Ausschluss in Ziffer 1.3, Position "Vertragliche
Haftungserweiterungen" - auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang
wegen Personen-, Sach- oder daraus entstandener
weiterer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über be-
stimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten oder
Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen
hat, dass diese Eigenschaften bei Gefahrübergang vor-
handen sind.

1.2.13 Schäden an fremden Hilfsmitteln

Mitversichert ist - insoweit abweichend von den Aus-
schlüssen in Ziffer 1.3, Positionen "Besitz fremder Sachen"
und "Tätigkeitsschäden" - die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers wegen Schäden an fremden Ar-
beitsgeräten, -vorlagen, Werkzeugen oder sonstigen
Hilfsmitteln, die ihm für seine berufliche oder gewerbliche
Tätigkeit überlassen worden sind und wegen aller sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.

Dies gilt nicht für Schäden an

- versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen;

- dem Versicherungsnehmer überlassenen Sachen, die
Gegenstand seiner vertraglich geschuldeten Prüfung,
Reparatur, Be- oder Verarbeitung oder sonstigen be-
ruflichen oder gewerblichen Tätigkeit an diesen Sa-
chen waren (z.B. Lohnbe- oder -verarbeitung)

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Die Regelungen der Ziffer 1.1.1 und der Ausschluss in Zif-
fer 1.3, Position "Hergestellte oder gelieferte Sachen"
bleiben bestehen.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

- wegen Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Be-
anspruchung;

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und
deren Angehörigen;

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsneh-
mers und solchen Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder
eines Teiles desselben angestellt hat und deren An-
gehörigen;

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-
mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital
mehrheitlich verbunden sind oder unter einheitlicher
unternehmerischer Leitung stehen.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 50.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 100.000 EUR.

1.2.14 Schiedsgerichtsvereinbarung

Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Ein-
tritt eines Versicherungsfalles beeinträchtigt den Versi-
cherungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden
Mindestanforderungen entspricht:

- Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei
Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein
und soll die Befähigung zum Richteramt haben. Ha-
ben die Parteien ihren Firmensitz in verschiedenen
Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehö-
ren.

- Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem
Recht und nicht lediglich nach billigem Ermessen
(ausgenommen im Falle eines Vergleichs, sofern uns
die Mitwirkung am Verfahren ermöglicht wurde). Das
anzuwendende materielle Recht muss bei Abschluss
der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein.

- Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und
begründet. In seiner Begründung sind die die Ent-
scheidung tragenden Rechtsnormen anzugeben.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versiche-
rer die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unver-
züglich anzuzeigen und ihm die Mitwirkung am Schieds-
gerichtsverfahren entsprechend unserer Mitwirkung am
Verfahren des ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen.
Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungsnehmer
zu benennenden Schiedsrichters ist dem Versicherer eine
entscheidende Mitwirkung einzuräumen.

Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten
verletzt, gilt Teil C Ziffer 5 ("Rechtsfolgen von Obliegen-
heitsverletzungen").

1.2.15 Sozial- und Sicherheitseinrichtungen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus seinen Sozialeinrichtungen (wie Be-
triebskantinen, Erholungsheime, Kindergärten, Sportan-
lagen, Betriebssportgemeinschaften) für Betriebsangehö-
rige, auch wenn diese Einrichtungen gelegentlich durch
Betriebsfremde genutzt werden, sowie aus seinen Sicher-
heitseinrichtungen (z.B. Werksfeuerwehr).

Nicht versichert ist jedoch die persönliche Haftpflicht der
Mitglieder der Betriebssportgemeinschaft aus der Betäti-
gung in dieser.
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1.2.16 Strahlenrisiken

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus

- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioak-
tiven Stoffen;

- Besitz und Verwendung von Röntgengeräten, Stör-
strahlern, Laser- oder Masergeräten;

- Ansprüchen wegen Schäden im Zusammenhang mit
energiereichen, ionisierenden Strahlen, Laser- oder
Maserstrahlen durch vom Versicherungsnehmer ge-
lieferte Erzeugnisse, erbrachte Arbeiten oder son-
stige Leistungen. Das gilt nicht für Schäden, die durch
den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von
einer solchen Anlage ausgehen oder durch die Be-
förderung von Kernmaterialien einschließlich der
damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über Ziffer 2 "Umwelthaftpflichtversicherung".

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche

- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgu-
tes (Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

- wegen Personenschäden solcher Personen, die -
gleichgültig für wen oder in wessen Interesse - aus
beruflichem oder wissenschaftlichem Anlass im Be-
trieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit aus-
üben und hierbei die von energiereichen ionisieren-
den Strahlen, Laser- oder Maserstrahlen ausge-
henden Gefahren in Kauf zu nehmen haben.

1.2.17 Tankstellen und Waschanlagen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommens von
fremden Kraftfahrzeugen und deren Zubehör (ausgenom-
men Inhalt oder Ladung) anlässlich des Tankens, des Wa-
schens, der allgemeinen Fahrzeugpflege einschließlich
Ölwechsels und dem damit verbundenen Bewegen der
Fahrzeuge auf dem Betriebsgrundstück und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.

Der Versicherungsumfang hierfür regelt sich nach Ziffer
1.2, Position "Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraft-
fahrzeug- Handel und -Handwerk".

1.2.18 Untersuchungen und Prüfungen gemäß StVZO

Mitversichert ist die vom Versicherungsnehmer durch
Freistellungsverpflichtung gegenüber dem jeweiligen
Bundesland übernommene gesetzliche Haftpflicht aus der
Durchführung von Abgasuntersuchungen an Kfz und
Krafträdern (AU/AUK), Sicherheitsprüfungen (SP) an Kfz,
Gasanlagenprüfungen, Gassystemeinbauprüfungen oder
Prüfungen der Fahrtschreiber oder EG-Kontrollgeräte ge-
mäß StVZO.

1.2.19 Vergabe von Leistungen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Vergabe von Leistungen an Dritte
(Subunternehmer), soweit diese Leistungen dem versi-
cherten Risiko des Versicherungsnehmers entsprechen.

Nicht versichert ist die Haftpflicht der beauftragten Unter-
nehmer selbst bzw. von deren Personal.

1.2.20 Vermögensschäden (allgemeine) / Datenschutzrisi-
ko

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers im Sinne von Ziffer 1.1.2 wegen Ver-
mögensschäden aus Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, soweit es
sich nicht um Ansprüche handelt,

- die durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) herge-
stellte oder gelieferte Erzeugnisse, erbrachte Ar-
beiten oder sonstige Leistungen entstehen;

- die durch planende, beratende, bau- oder montage-
leitende, prüfende oder gutachterliche Tätigkeit ent-
stehen;

- die durch Ratschläge, Empfehlungen oder Weisungen
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen entste-
hen;

- die durch Vermittlungsgeschäfte aller Art entstehen;

- die durch Auskunftserteilung, Übersetzung sowie
Reiseveranstaltung entstehen;

- die aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Ge-
schäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kas-
senführung sowie aus Untreue oder Unterschlagung
entstehen;

- die durch aus Rationalisierung oder Automatisierung,
Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wieder-
herstellung, Austausch, Übermittlung oder Bereit-
stellung elektronischer Daten entstehen.

Gesetzliche Haftpflichtansprüche im Sinne von Ziffer
1.1.2 wegen Vermögensschäden aus Versicherungs-
fällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sind, aus der Verletzung von Daten-
schutzgesetzen durch Missbrauch personenbezo-
gener Daten, auch von Betriebsangehörigen unter-
einander und abweichend von dem Ausschluss in
Ziffer 1.3, Position "Persönlichkeits- und Namens-
rechtsverletzungen" bleiben jedoch mitversichert;

- die durch Verletzung von gewerblichen Schutz- oder
Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts entstehen;

- die durch Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor-
oder Kostenanschlägen entstehen;

- aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als
ehemaliges oder gegenwärtiges Mitglied von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgre-
mien/-organe im Zusammenhang stehen;

- die durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen
und behördlichen Vorschriften, von Anweisungen
oder Bedingungen des Auftraggebers oder aus son-
stiger bewusster Pflichtverletzung entstehen;

- die durch Abhandenkommen von Sachen, z.B. von
Geld, bargeldlosen Zahlungsmitteln, Wertpapieren,
Sparbüchern, Urkunden, Schmucksachen oder son-
stigen Wertsachen entstehen. Für Sachen von Be-
triebsangehörigen und Besuchern vgl. jedoch Ziffer
1.2, Position "Sachen von Betriebsangehörigen und
Besuchern".
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1.2.21 Wageninhalt

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Be-
schädigung, Vernichtung oder Abhandenkommens von in
fremden Kfz befindlichem Wageninhalt, ausgenommen
Geld, bargeldlose Zahlungsmittel, Sparbücher, Urkunden,
Schmucksachen oder sonstige Wertsachen.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall und Reparaturfahrzeug
15.000 EUR. Die Höchstersatzleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt 45.000 EUR.

1.2.22 Werkstatteinrichtungen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der gelegentlichen Überlassung von
Werkstattraum und -einrichtung sowie von Werkzeugen
und sonstigen Gerätschaften an Betriebsangehörige.

1.2.23 Zubringen und Abholen von Kfz außerhalb des Be-
triebsgrundstückes

Mitversichert ist ferner die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers wegen Beschädigung oder Ver-
nichtung von fremden Kfz und deren Zubehör (ausge-
nommen Inhalt und Ladung) beim Zubringen oder Abholen
dieser Kfz außerhalb des Betriebsgrundstücks und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Der Versicherungsumfang hierfür regelt sich nach Ziffer
1.2, Position "Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraft-
fahrzeug-Handel und -Handwerk".

1.2.24 Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeug-
Handel und -Handwerk

1.2.24.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen
Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommens von
fremden Kraftfahrzeugen, Anhängern oder damit fest
verbundenen Fahrzeugteilen

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers an diesen Kraftfahrzeugen,
Anhängern bzw. Fahrzeugteilen (z.B. Reparatur, In-
spektionsarbeiten etc.);

- dadurch, dass der Versicherungsnehmer diese
Kraftfahrzeuge, Anhänger bzw. Fahrzeugteile zur
Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen
Tätigkeit (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablage-
fläche und dgl.) benutzt hat;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers, wenn sich diese Kraftfahr-
zeuge, Anhänger bzw. Fahrzeugteile im unmittelba-
ren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben
und wegen aller sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

Nicht mitversichert sind jedoch Ansprüche aufgrund der
nachstehend genannten Ereignisse, soweit diese eintre-
ten, während sich die Fahrzeuge in der Obhut des Versi-
cherungsnehmers oder einer von ihm beauftragten Person
befinden:

- Unfall, d.h. durch unmittelbar von außen her plötzlich
mit mechanischer Gewalt einwirkende Ereignisse;

- Brand oder Explosion;

- Entwendung, insbesondere Diebstahl, unbefugter
Gebrauch durch betriebsfremde Personen, Raub und
Unterschlagung;

- unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitz-
schlag oder Überschwemmung auf das Fahrzeug;

- Zusammenstoß von in Bewegung befindlichen Fahr-
zeugen mit Haarwild im Sinne von § 2 Absatz 1 Nr. 1
des Bundesjagdgesetzes;

- mut- oder böswillige Handlungen betriebsfremder
Personen;

- Bruchschäden an der Verglasung von Fahrzeugen
und Schäden an der Verkabelung durch Kurzschluss
oder

- Beschädigung der Bereifung von Fahrzeugen, wenn
die Beschädigung durch eines der vorgenannten Er-
eignisse erfolgt und durch das Ereignis noch andere
Schäden an dem Fahrzeug verursacht werden.

Hinweis:
Für diese Ereignisse ist der Abschluss einer gesonderten
Versicherung nach den Sonderbedingungen zur Haft-
pflicht- und Fahrzeugversicherung für Kfz-Handel und
-Handwerk (Kraft- Komplettpolice) erforderlich!

Auf die Regelungen in Ziffer 1.1.1 und den Ausschluss in
Ziffer 1.3, Position "Hergestellte und gelieferte Sachen"
wird ausdrücklich hingewiesen.

1.2.24.2 Erweiterungen des Versicherungsschutzes im
Rahmen und Umfang der Deckung gemäß Ziffer 1.2.24.1:

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den an Neufahrzeugen, die noch vor Übergabe an den
Kunden durch mangelhaft durchgeführte oder unterlas-
sene Übergabekontrollarbeiten am Fahrzeug verursacht
werden und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. Abweichend von der in Ziffer 1.3 genannten Po-
sition "Kommissionsware" besteht insoweit auch Versi-
cherungsschutz für Schäden an Kommissionsware.

Auf die Regelungen in Ziffer 1.1.1 und den Ausschluss in
Ziffer 1.3, Position "Hergestellte und gelieferte Sachen"
wird ausdrücklich hingewiesen.

1.2.24.3 Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall sowie die Jahres-
höchstersatzleistung des Versicherers beträgt die Versi-
cherungssumme je Versicherungsfall 250.000 EUR. Die
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres beträgt 500.000 EUR. Im Übrigen er-
gibt sich der Umfang der Versicherungsleistung des Ver-
sicherers im Rahmen dieser Position aus Teil B Ziffer 9.

1.3 Ausschlüsse

Soweit nicht in der in Ziffer 1.2 genannten Position "Nähere
Bestimmungen zum Versicherungsschutz" oder in den
nachfolgenden Ziffern 2 bis 4 ausdrücklich etwas anderes
bestimmt ist, sind nachfolgende Ansprüche ausge-
schlossen:

1.3.1 Angehörige und weitere Personen

1.3.1.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Schadenfällen
von Angehörigen des Versicherungsnehmers, die mit ihm
in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Ver-
sicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern
und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern
und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel,
Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden
sind).
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1.3.1.2 Ausgeschlossen sind ferner Ansprüche

- von gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn
der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige,
beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;

- von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger
Verein ist;

- von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft
oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

- von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

- von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern.

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Haftpflichtan-
sprüche von Angehörigen (vgl. Ziffer 1.3.1.1) der genann-
ten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft
leben.

1.3.2 Asbest

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Er-
zeugnisse zurückzuführen sind.

1.3.3 Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektro-
nischer Daten

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus dem
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elek-
tronischer Daten, soweit es sich handelt um

- Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung
oder Veränderung von Daten;

- Nichterfassen oder fehlerhaftes Speichern von Da-
ten;

- Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-
tausch;

- Übermittlung vertraulicher Daten oder Informa-
tionen.

1.3.4 Bahnen

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Eigentum,
Besitz oder Betrieb von Bahnen (außer Seil-, Schwebe-
oder Feldbahnen zur Beförderung von Sachen auf Be-
triebsgrundstücken) sowie aus der selbständigen oder
nicht selbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb.

1.3.5 Besitz fremder Sachen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an frem-
den Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sa-
chen gemietet, gepachtet oder geliehen hat. Kein Versi-
cherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer die fremden Sachen aufgrund eines beson-
deren Verwahrungsvertrages verwahrt oder wenn er sie
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat.

Dieser Ausschluss gilt auch dann, wenn die genannten
Voraussetzungen in der Person von Angestellten, Ar-
beitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben sind, und
zwar sowohl für den Versicherungsnehmer, als auch für
Personen, die durch den Versicherungsvertrag mitversi-
chert sind.

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Positionen "Garagenvermietung",
"Mietsachschäden", "Schäden an fremden Hilfsmitteln"
und "Wageninhalt" Versicherungsschutz gewährt wird.

1.3.6 Diskriminierung u.ä. Tatbestände

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen.

1.3.7 Entschädigung mit Strafcharakter

Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung mit
Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary
damages.

1.3.8 Gegenseitige Ansprüche

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

- des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer
1.3.1 benannten Personen gegen die Mitversicherten;

- zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags;

- zwischen mehreren Mitversicherten desselben Ver-
sicherungsvertrags.

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Positionen "Gegenseitige Ansprüche"
und "Vermögensschäden/Datenschutzrisiko" Versiche-
rungsschutz gewährt wird.

1.3.9 Hergestellte oder gelieferte Sachen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sa-
chen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen, die infolge ei-
ner in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache
entstehen und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache
in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung
oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben.

1.3.10 Kommissionsware

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an Kom-
missionsware und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

1.3.11 Kraftfahrzeuge, Kfz-Anhänger und Wasserfahr-
zeuge

1.3.11.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden,
die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder eines Kraft-
fahrzeuganhängers verursachen.

Ausgeschlossen sind auch Ansprüche wegen Schäden, die
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges
in Anspruch genommen werden.
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Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

Nicht als Gebrauch im Sinne der vorstehenden Bestim-
mung gilt eine Tätigkeit der vorgenannten Personen an
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger oder Was-
serfahrzeug, wenn keine dieser Personen Halter oder Be-
sitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei
nicht in Betrieb gesetzt wird.

1.3.11.2 Diese Ausschlüsse gelten nicht, soweit im Rah-
men der in Ziffer 1.2 genannten Positionen "Garagenver-
mietung", "Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge",
"Schäden an fremden Hilfsmitteln", "Tankstellen und
Waschanlagen", "Zubringen und Abholen von Kfz außer-
halb des Betriebsgrundstücks" und "Zusatz-Haftpflicht-
versicherung für Kraftfahrzeug-Handel und -Handwerk"
Versicherungsschutz gewährt wird.

1.3.11.3 Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten
Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das
Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberech-
tigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffent-
lichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten
verletzt, gilt Teil C Ziffer 5 ("Rechtsfolgen von Obliegen-
heitsverletzungen").

1.3.12 Luft- und Raumfahrzeuge

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden durch
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges, wenn
dieser Gebrauch durch den Versicherungsnehmer, einen
Mitversicherten oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
tragte Person erfolgte oder wenn sie als Halter oder Be-
sitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch ge-
nommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

- Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für
Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersicht-
lich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder
den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt
waren,

- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder
Raumfahrzeugen oder deren Teilen,

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen,
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen, wegen
sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge und
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

1.3.13 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus Per-
sönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Position "Vermögensschäden/Daten-
schutzrisiko" Versicherungsschutz gewährt wird.

1.3.14 Strahlenrisiken

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang stehen
mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen
von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Position "Strahlenrisiken" Versiche-
rungsschutz gewährt wird.

1.3.15 Tätigkeitsschäden

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an frem-
den Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, wenn die Schäden

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbei-
tung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) ent-
standen sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder deren
Teile unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmer diese Sachen zur Durchführung seiner ge-
werblichen oder beruflichen Tätigkeit (als Werkzeug,
Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt
hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss
nur insoweit, als diese Sachen oder deren Teile un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich
diese Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche
Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren Ein-
wirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; die-
ser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit
offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur
Vermeidung von Schäden getroffen hatte.

Dieser Ausschluss gilt auch dann, wenn die genannten
Voraussetzungen in der Person von Angestellten, Ar-
beitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben sind, und
zwar sowohl für den Versicherungsnehmer, als auch für
Personen, die durch den Versicherungsvertrag mitversi-
chert sind.

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Positionen "Be- und Entladeschäden",
"Garagenvermietung", "Haus- und Grundbesitz" (dort bzgl.
Leitungsschäden), "Schäden an fremden Hilfsmitteln",
"Tankstellen und Waschanlagen", "Wageninhalt", "Zu-
bringen und Abholen von Kfz außerhalb des Betriebs-
grundstücks" und "Zusatz- Haftpflichtversicherung für
Kraftfahrzeug-Handel und -Handwerk" Versicherungs-
schutz gewährt wird.

1.3.16 Transportierte und eingelagerte Güter

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den an Gütern, die Gegenstand eines mit oder von dem
Versicherungsnehmer abgeschlossenen Verkehrsver-
trages (Fracht-, Speditions- oder Lagervertrages) sind,
und wegen aller sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.
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1.3.17 Umweltrisiken

1.3.17.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche, die gegen den
Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß
Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-Um-
welthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden natio-
nalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden.
Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von
einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch
genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche
erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadens-
gesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtli-
nie (2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsge-
setze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten.

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung
privater Haftpflichtrisiken.

1.3.17.2 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung.

Dieser Ausschluss gilt nicht

- im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisi-
ken oder

- für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (ausgenom-
men Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Lei-
stungen nach Ausführung der Leistung oder nach
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht).

Der Ausschluss bleibt jedoch bestehen für Schäden, die
resultieren aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von

- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzu-
lagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anla-
gen);

- Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG
(UmweltHG-Anlagen);

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Be-
stimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder
UmweltHG-Anlagen handelt;

- Abwasseranlagen oder

- Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt
sind.

1.3.18 Verändern der Grundwasserverhältnisse

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus dem Verändern der
Grundwasserverhältnisse.

1.3.19 Vertragliche Haftungserweiterungen

Ausgeschlossen sind Ansprüche, soweit sie aufgrund ein-
es Vertrages oder einer Zusage über den Umfang der ge-
setzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinaus-
gehen.

Dieser Ausschluss gilt, soweit nicht im Rahmen der in Zif-
fer 1.2 genannten Positionen "Haus- und Grundbesitz"
(dort bzgl. Übernahme von Verkehrssicherungspflichten),
"Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln
infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften", "Unter-

suchungen und Prüfungen gemäß StVZO" sowie unter der
Position "Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraftfahr-
zeug-Handel und -Handwerk" (dort bzgl. Erweiterungen
des Versicherungsschutzes) Versicherungsschutz ge-
währt wird.

1.3.20 Vorsatz

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden

- vorsätzlich herbeigeführt haben;

- dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von
deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit Erzeug-
nisse in den Verkehr gebracht haben oder Arbeiten
oder sonstige Leistungen erbracht haben.

2. Umwelt-Haftpflichtversicherung

Der Versicherungsumfang in der Umwelt-Haftpflichtversi-
cherung richtet sich nach

- den Bestimmungen zur Betriebshaftpflichtversiche-
rung (Ziffer 1, insbesondere auch nach den Aus-
schlüssen in den in Ziffer 1.3 genannten Positionen)
und

- den folgenden Regelungen.

2.1 Gegenstand der Versicherung

Versichert ist - insoweit abweichend von dem Ausschluss
in Ziffer 1.3, Position "Umweltrisiken" - die gesetzliche
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungs-
nehmers wegen Personen- oder Sachschäden durch Um-
welteinwirkung für die gemäß Ziffer 2.2 versicherten Risi-
ken.

Mitversichert sind im Sinne von Ziffer 1.1.2 Vermögens-
schäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe-
trieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befug-
nissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.

2.2 Umfang der Versicherung / Risikobegrenzungen

Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf diejeni-
gen der nachfolgend aufgeführten Risiken, die dort aus-
drücklich als mitversichert bezeichnet sind:

2.2.1 Mitversichert sind Anlagen des Versicherungsneh-
mers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe her-
zustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

Mitversichert sind auch Beheizungs- und Betankungsan-
lagen des Versicherungsnehmers (Heizöl, Benzin, Diesel).

Nicht mitversichert sind im Rahmen dieser Position solche
WHG- Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG
aufgeführt sind sowie Abwasseranlagen und Einwirkungen
auf Gewässer. Dieser Ausschluss gilt auch, soweit zu-
nächst mitversicherte Anlagen gemäß Ziffer 2.2.1 durch
Erhöhung der Leistungsgrenze oder der Lagermenge zu
einer UmweltHG-Anlage werden.

2.2.2 Nicht mitversichert sind Anlagen des Versicherungs-
nehmers gemäß Anhang 1 zum UmweltHG (UmweltHG-
Anlagen).

2.2.3 Mitversichert sind Anlagen des Versicherungsneh-
mers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestim-
mungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-
liegen (deklarierungspflichtige Anlagen).

Nicht mitversichert sind im Rahmen dieser Position Ab-
wasseranlagen und Einwirkungen auf Gewässer.
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2.2.4 Mitversichert sind Abwasseranlagen des Versiche-
rungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen
in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart,
dass die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Wassers verändert wird durch den Ver-
sicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsri-
siko).

2.2.5 Nicht mitversichert sind Anlagen des Versicherungs-
nehmers gemäß Anhang 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen / UmweltHG-Anlagen mit Pflichtver-
sicherung).

2.2.6 Mitversichert sind Planung, Herstellung, Lieferung,
Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von
Anlagen gemäß den Ziffern 2.2.1 bis 2.2.5 oder Teilen, die
ersichtlich für Anlagen gemäß den Ziffern 2.2.1 bis 2.2.5
bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht
selbst Inhaber der Anlagen ist (Umwelt-Regressrisiko).

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles wer-
den unter den in Ziffer 2.5 genannten Voraussetzungen
durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche
des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsnehmer
bestehen können.

2.2.7 Mitversichert sind Umwelteinwirkungen, die im Zu-
sammenhang mit dem im Versicherungsschein genannten
versicherten Risiko stehen, soweit diese Umwelteinwir-
kungen nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder
ausgegangen sind, die unter den Anwendungsbereich der
Risikobausteine der Ziffern 2.2.1 bis 2.2.6 fallen, unabhän-
gig davon, ob diese Risikobausteine vereinbart wurden
oder nicht (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung).

2.2.8 Mitversichert ist - insoweit abweichend von dem
Ausschluss der in Ziffer 1.3 genannten Position "Besitz
fremder Sachen" - die gesetzliche Haftpflicht wegen
Schäden durch Brand oder Explosion an für betriebliche
Zwecke, auch anlässlich von Dienstreisen, gemieteten,
gepachteten (nicht geleasten)

a) Gebäuden oder Räumlichkeiten. Unter Anrechnung auf
die vereinbarte Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall sowie die Jahreshöchstersatzleistung des
Versicherers beträgt die Versicherungssumme je Ver-
sicherungsfall 1.000.000 EUR. Die Höchstersatzlei-
stung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres beträgt 2.000.000 EUR.

b) beweglichen Sachen. Unter Anrechnung auf die ver-
einbarte Versicherungssumme je Versicherungsfall
sowie die Jahreshöchstersatzleistung des Versiche-
rers beträgt die Versicherungssumme je Versiche-
rungsfall 50.000 EUR. Die Höchstersatzleistung für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt
100.000 EUR.

zu a) und b)

Nicht versichert sind

- die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen
der Feuerversicherer bei übergreifenden Versiche-
rungsfällen fallenden Rückgriffsansprüche;

- Ansprüche von Gesellschaftern des Versicherungs-
nehmers und deren Angehörigen;

- Ansprüche von gesetzlichen Vertretern des Versi-
cherungsnehmers und solchen Personen, die er zur
Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Be-
triebes oder eines Teiles desselben angestellt hat
und deren Angehörigen;

- Ansprüche von Unternehmen, die mit dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Ka-

pital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer
einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen.

2.2.9 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gela-
gerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und ge-
genständlichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen
in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) gelangen,
ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.

Der Versicherungsschutz gemäß den Ziffern 2.2.1 bis 2.2.7
bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines
Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer
und mit diesen in Gewässer gelangen.

2.3 Erhöhungen/Erweiterungen/Vorsorgeversicherung

2.3.1 Abweichend von Teil D Ziffer 1.2, 1. Absatz besteht
für die Ziffern 2.2.1 bis 2.2.5 kein Versicherungsschutz bei
Erhöhungen und Erweiterungen des versicherten Risikos;
hiervon unberührt bleiben mengenmäßige Veränderungen
von Stoffen innerhalb der gemäß den Ziffern 2.2.1 bis 2.2.5
versicherten Risiken.

2.3.2 Abweichend von Teil D Ziffer 1.3, 1. Absatz bedarf der
Versicherungsschutz für Risiken gemäß den Ziffern 2.2.1
bis 2.2.5, die nach Abschluss des Vertrages neu entstehen,
besonderer Vereinbarung.

2.3.3 Ansonsten haben die Bestimmungen in Teil D Ziffer
1 unverändert Gültigkeit.

2.4 Versicherungsfall

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziffer 1.1.1 - die
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens
(Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Men-
schen), Sachschadens (Beschädigung oder Vernichtung
von Sachen) oder eines gemäß Ziffer 2.1 mitversicherten
Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen son-
stigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versi-
cherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf
an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang
des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von
Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

2.5 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

2.5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versi-
cherungsfall eingetreten ist,

- nach einer Störung des Betriebes oder

- aufgrund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer
2.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung
der Störung des Betriebes oder die behördliche Anord-
nung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen,
wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

2.5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen
im Sinne der Ziffer 2.5.1 werden unter den dort genannten
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsneh-
mer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.

2.5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

2.5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen
Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung
unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich
ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der
notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt
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zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und
auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch
gegen behördliche Anordnungen einzulegen oder

2.5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen ab-
zustimmen.

2.5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer
2.5.3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, werden im
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 2.5.5 verein-
barten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv
geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 2.5.3
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, ist der Versi-
cherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwen-
dungen in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Eine Kürzung unterbleibt, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Abweichend von den Absätzen 1 und 2 bleibt der Versi-
cherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender Auf-
wendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Oblie-
genheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des
Versicherers ursächlich ist.

2.5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten
Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung
bis zu einem Gesamtbetrag von 1.000.000 EUR je Störung
des Betriebes oder behördlicher Anordnung ersetzt. Die-
ser Betrag bildet zugleich die Höchstersatzleistung des
Versicherers für ein Versicherungsjahr.

2.5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen
- auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Zif-
fer 2.5.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung,
Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebsein-
richtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsneh-
mers, auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz
des Versicherungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 2.1 mitversi-
cherten Vermögensschaden, falls Betriebseinrichtungen,
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die
von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, be-
einträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesse-
rungen sind abzuziehen.

2.6 Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind Ansprüche

2.6.1 wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ab-
laufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vor-
gänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen.

Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung
des Betriebes beruhen;

2.6.2 wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelt-
einwirkungen entstehen.

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nach-
weis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum
Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen
unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Mög-
lichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste;

2.6.3 wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener
Schäden;

2.6.4 wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Ver-
sicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder
hätte beantragt werden können;

2.6.5 wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungs-
verhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt,
die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwir-
kung betroffen waren;

2.6.6 wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (ausgenom-
men Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen
nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Dieser Ausschluss kommt im Rahmen des Versicherungs-
schutzes gemäß Ziffer 2.2.6 (Umwelt-Regressrisiko) nicht
zur Anwendung;

2.6.7 wegen Schäden, die darauf zurückzuführen sind,
dass Abfälle

- ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmi-
gung,

- ohne Genehmigung oder unter Nichtbeachtung von
Auflagen oder Hinweisen des Verantwortlichen einer
Abfallentsorgungsanlage, insbesondere einer Depo-
nie oder Kompostierungsanlage,

- unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration
oder

- an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang
dafür behördlich genehmigt ist,

zwischen-, endgelagert oder anderweitig entsorgt werden;

2.6.8 gegen die Personen, die den Schaden dadurch ver-
ursachen, dass sie

- bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den
Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen An-
ordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz
dienen, abweichen;

- es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gege-
benen oder nach dem Stand der Technik einzuhal-
tenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für
Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen
oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht ausführen;

2.6.9 wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgu-
tes (Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

2.6.10 wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG),
soweit es sich handelt um die Beschädigung von Grund-
stücken, deren Bestandteilen und Zubehör und wegen al-
ler sich daraus ergebenden Vermögensschäden sowie
wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- oder Kohlen-
säureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen;

2.6.11 wegen Schäden infolge der Veränderung der La-
gerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens;

2.6.12 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, in-
neren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder un-
mittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maßnahmen
beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Ge-
walt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt ha-
ben.
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2.7 Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle

- durch dieselbe Umwelteinwirkung oder

- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache
oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
henden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen glei-
chen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher
und zeitlicher Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser
Versicherungsfälle als eingetreten gilt.

Die Bestimmung in Teil B Ziffer 5 findet insoweit keine
Anwendung.

2.8 Nachhaftung

2.8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des voll-
ständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Ri-
sikos oder durch Kündigung, besteht der Versicherungs-
schutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 2.1
mitversicherte Vermögensschäden weiter, die während
der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maß-
gabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von drei
Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses an gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte
Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung
des Versicherungsverhältnisses geltenden Versiche-
rungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versi-
cherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis
geendet hat.

2.8.2 Ziffer 2.8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass wäh-
rend der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein
versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe,
dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Ri-
sikos abzustellen ist.

2.9 Auslandsrisiken/Kosten bei Geltendmachung von An-
sprüchen im Ausland

Für Versicherungsfälle im Ausland und bei mitversi-
cherten Ansprüchen, die im Ausland geltend gemacht
werden, gilt insbesondere Ziffer 1.2, Position "Auslandsri-
siken/Kosten bei Geltendmachung von Ansprüchen im
Ausland"; der Versicherungsfallbegriff richtet sich nach
Ziffer 2.4.

Mitversichert sind im Umfang von Ziffer 2.1 dieser Bedin-
gungen auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,
die auf den Betrieb einer versicherten Anlage im Sinne der
Ziffer 2.2 im Inland zurückzuführen sind.

Nicht versichert sind Anlagen im Ausland.

3. Internet-Haftpflichtversicherung

Der Versicherungsschutz in der Internet-Haftpflichtversi-
cherung richtet sich nach

- den Grundsätzen der Haftpflichtversicherung (Ziffer
1.1);

- den Ausschlüssen (Ziffer 1.3);

- den folgenden Regelungen.

3.1 Versichertes Risiko

Versichert ist - insoweit abweichend von den Ausschlüs-
sen in Ziffer 1.3, Positionen "Austausch, Übermittlung,
Bereitstellung elektronischer Daten", "Persönlichkeits-
und Namensrechtsverletzungen" und "Tätigkeitsschäden"
- die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und
der Bereitstellung elektronischer Daten, z.B. im Internet,
per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt
um Schäden aus

3.1.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei
Dritten durch Computer-Viren oder andere Schadpro-
gramme;

3.1.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie
der Nichterfassung oder fehlerhaften Speicherung von
Daten bei Dritten, und zwar wegen

- sich daraus ergebender Personen- oder Sachschä-
den, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen so-
wie

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten
Daten bzw. Erfassung oder korrekten Speicherung
nicht oder fehlerhaft erfasster Daten;

3.1.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen
Datenaustausch;

Für Ziff. 3.1.1 bis 3.1.3 gilt:

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten
durch Sicherheitsmaßnahmen oder -techniken (z.B. Vi-
renscanner, Firewall), die dem Stand der Technik ent-
sprechen, zu sichern oder zu prüfen. Diese Maßnahmen
können auch durch Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt
Teil C Ziffer 5 ("Rechtsfolgen von Obliegenheitsverlet-
zungen");

3.1.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten - insoweit
besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle An-
sprüche - nicht jedoch von Urheberrechten;

3.1.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht
auch Versicherungsschutz für immaterielle Ansprüche.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall und -jahr 250.000 EUR.

Für Ziff. 3.1.4 und 3.1.5 gilt:

In Erweiterung von Ziffer 1.1.1 ersetzt der Versicherer

- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit
dem der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen
den Versicherungsnehmer begehrt wird, auch wenn
es sich um Ansprüche auf Unterlassung oder Wider-
ruf handelt;

- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs-
oder Widerrufsklage gegen den Versicherungsneh-
mer.

Voraussetzung für die Leistung des Versicherers ist, dass
der Versicherer vom Beginn eines Verfahrens unver-
züglich, spätestens fünf Werktage nach Zustellung der
Klage-, Antragsschrift oder des Gerichtsbeschlusses,
vollständig unterrichtet wird. Auf Teil C Ziffern 3.4 und 3.5
wird hingewiesen.
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3.2 Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle
eingetreten ist, wenn diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder

- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-
lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln

beruhen.

Die Bestimmung in Teil B Ziffer 5 findet insofern keine
Anwendung.

3.3 Anrechnung von Kosten

Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden als
Leistung auf die Versicherungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtsko-
sten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des
Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles
sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die
dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind.

Die Bestimmung in Teil B Ziffer 6 findet insofern keine
Anwendung.

3.4 Auslandsrisiken

Versicherungsschutz besteht auch für Versicherungsfälle
im Ausland.

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflicht-
ansprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht
europäischer Staaten geltend gemacht werden.

Im Übrigen besteht für Ansprüche aus im Ausland eintre-
tenden Versicherungsfällen kein Versicherungsschutz.

3.5 Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genann-
ten Tätigkeiten oder Leistungen:

- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung,
-Pflege;

- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,
-Schulung;

- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb,
-wartung, -pflege;

- Bereithalten fremder Inhalte, z.B. Access-, Host-,
Full-Service- Providing;

- Betrieb von Rechenzentren oder Datenbanken;

- Betrieb von Telekommunikationsnetzen;

- Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des
Signaturgesetzes bzw. der Signaturverordnung;

- Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Ab-
schluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rung besteht.

3.6 Ausschlüsse/Risikobegrenzungen

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprü-
che,

3.6.1 die im Zusammenhang stehen mit

- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten
elektronisch übertragenen Informationen (z.B.
Spamming);

- Dateien (z.B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesam-
melt werden können;

3.6.2 von Unternehmen, die mit dem Versicherungsneh-
mer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheit-
lich verbunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung
stehen;

3.6.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitver-
sicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften sowie von schriftlichen Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder durch sonstige be-
wusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben;

3.6.4 nach Art. 1792 ff und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147
des französischen Code Civil oder gleichartigen Bestim-
mungen anderer Länder.

4. Privat-Haftpflichtversicherung

Der Versicherungsumfang in der Privat-Haftpflichtversi-
cherung richtet sich nach

- den Grundsätzen der Haftpflichtversicherung (Ziffer
1.1 mit Ausnahme der Position "mitversicherte Per-
sonen" - siehe hierzu Ziffer 4.2),

- den Ausschlüssen (Ziffer 1.3) und

- den folgenden Regelungen.

4.1 Versichertes Risiko

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der im Versiche-
rungsschein genannten Personen (nachfolgend "Versiche-
rungsnehmer" genannt) als Privatperson und die gleich-
artige gesetzliche Haftpflicht aller zu deren Haushalt ge-
hörenden Personen als Privatperson aus den Gefahren
des täglichen Lebens, mit Ausnahme der Gefahren

- eines eigenen oder fremden Betriebes oder Gewer-
bes, eines Berufes, Dienstes oder Amtes (auch Eh-
renamtes);

- einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen
aller Art;

- einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäf-
tigung;

- aus Ausübung der Jagd.

Die Bestimmungen zu

- "Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektro-
nischer Daten" sowie "Persönlichkeits- und Namens-
rechtsverletzungen" in Ziffer 1.3,

- Teil D Ziffer 2.1 Absatz 1 letzter Satz

finden für die Privat-Haftpflichtversicherung keine An-
wendung.

H----6560Z0 (0/00) 03.08, Seite 15



4.2 Mitversicherte Personen

4.2.1 Zum Haushalt des Versicherungsnehmers gehörende
Personen sind diejenigen, die in häuslicher Gemeinschaft
mit ihm leben. Häusliche Gemeinschaft besteht, wenn ein
gemeinsames Familienleben mit einem bestimmten ört-
lichen Mittelpunkt stattfindet und auf Dauer angelegt ist.
Vorübergehende Abwesenheit eines Angehörigen (z.B.
wegen Zivil- oder Grundwehrdienst) hebt die häusliche
Gemeinschaft nicht auf. Die häusliche Gemeinschaft ist
aufgehoben, wenn von Versicherten ein eigener Haushalt
mit neuem Lebensmittelpunkt gegründet wird.

Für Schäden durch mitversicherte Kinder / Enkelkinder
gilt:

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit
von mitversicherten Kindern / Enkelkindern berufen, so-
weit der Versicherungsnehmer dies wünscht und ein an-
derer Versicherer (z.B. Sozialversicherungsträger) nicht
leistungspflichtig ist. Der Versicherer behält sich Rück-
griffsansprüche wegen seiner Aufwendungen gegen scha-
denersatzpflichtige Dritte (z.B. Aufsichtspflichtige) vor,
soweit diese nicht Versicherte dieses Vertrages sind.

Die Höchstersatzleistung des Versicherers für derartige
Schäden beträgt 3.000 EUR je Versicherungsfall und -jahr.

Wird anstelle eines Ehegatten / eingetragenen Lebens-
partners die Mitversicherung eines mit dem Versiche-
rungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Le-
benspartners und dessen Kindern vereinbart, gilt:

Abweichend von dem Ausschluss in Ziffer 1.3, Position
"Gegenseitige Ansprüche" bleibt der Versicherungsschutz
im Rahmen der sonstigen Vertragsbestimmungen für
Rückgriffsansprüche aufgrund gesetzlicher Forderungs-
übergänge auf Sozialleistungsträger (Träger der Sozial-
versicherung, Bundesagentur für Arbeit, Sozialhilfeträ-
ger), auf öffentlich-rechtliche oder private Dienstherrn und
auf private Schadensversicherer bestehen.

4.2.2 Mitversichert ist

4.2.2.1 die gesetzliche Haftpflicht von Personen, die bis zu
einem Zeitraum von einem Jahr in den Familienverbund
eingegliedert werden (z.B. Au-Pair, Austauschschüler) ge-
genüber Dritten. Kein Versicherungsschutz besteht, so-
weit eine anderweitige Haftpflichtversicherung eintritts-
pflichtig ist;

4.2.2.2 die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des
Versicherungsnehmers beschäftigten Personen gegen-
über Dritten aus dieser Tätigkeit. Das Gleiche gilt für Per-
sonen, die aus Arbeitsvertrag mit dem Versicherungs-
nehmer oder gefälligkeitshalber die in Ziffer 4.3.1 be-
zeichneten Wohnungen, Häuser und Gärten betreuen oder
hierzu den Streu- und Reinigungsdienst versehen.

Ergänzend gilt:

- zu Ziffer 4.2.1:

Eingetragene Lebenspartner gemäß den Vertragsbestim-
mungen sind Lebenspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten.

- zu den Ziffern 4.2.1 und 4.2.2:

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestim-
mungen finden für die Mitversicherten sinngemäß An-
wendung.

4.3 Wohnungen, Immobilien, Räume, Bauherrn

4.3.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inha-
ber

- einer oder mehrerer Wohnungen oder von Wohnräu-
men (auch zur Ferien- und Wochenendnutzung) - bei
Wohnungseigentum als Sondereigentümer,

- eines Einfamilienhauses (auch Ferien-/Wochenend-
hauses) mit oder ohne Einliegerwohnung,

einschließlich der zugehörigen Garagen und Gärten
sowie von sonstigen Räumen,

- eines Kleingartens,

- einer land- und forstwirtschaftlich genutzten Ge-
samtfläche von bis zu 1 ha.

Hinsichtlich der in Ziffer 4.3.1 genannten Immobilien gilt
als Voraussetzung für den Versicherungsschutz, dass die-
se im Inland gelegen sind und vom Versicherungsnehmer
zu privaten Zwecken verwendet werden.

4.3.2 Hinsichtlich der in Ziffer 4.3.1 bezeichneten Woh-
nungen, Häuser und Räume ist mitversichert die gesetz-
liche Haftpflicht

- aus dem Vermieten von Wohnräumen, einer Einlie-
gerwohnung oder von Garagen;

- als Bauherr sowie aus der Ausführung von Bauei-
genleistungen, soweit dadurch die Eigenschaft als
"von der versicherten Person zu Wohnzwecken ver-
wendete" Wohnung bzw. Einfamilienhaus (auch Fe-
rien-/Wochenendhaus) gegeben bleibt;

- wegen Ansprüchen der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer aus Beschädigung des Gemein-
schaftseigentums; die Leistungspflicht erstreckt sich
nicht auf den Miteigentumsanteil von Versicherten
am gemeinschaftlichen Eigentum.

4.3.3 Für den Besitz - z.B. Eigentum (auch Miteigentum),
Miete, Pacht, Nießbrauch -, das Vermieten, Überlassen,
Bebauen o.ä. von sonstigen Immobilien, wie Räume,
Wohnungen, Gebäude, Grundstücke sowie für andere als
vorstehend bezeichnete Bauvorhaben besteht Versiche-
rungsschutz nur nach ausdrücklicher Vereinbarung.

4.4 Mietsachschäden

Mitversichert ist - insoweit abweichend von dem Aus-
schluss der in Ziffer 1.3 genannten Position "Besitz frem-
der Sachen" - die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschä-
digung von

- in den Ziffern 4.3.1 und 4.5.1 bezeichneten gemie-
teten Gebäuden, Wohnungen und Räumen in Gebäu-
den,

- mobilen Einrichtungsgegenständen/Inventar in Ho-
tels, gemieteten Ferienwohnungen/-häusern

und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung beträgt die Versicherungssumme je Versi-
cherungsfall 200.000 EUR. Die Höchstersatzleistung für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt
das Doppelte dieser Versicherungssumme.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

- wegen Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger
Beanspruchung;
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- wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel-
und Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elek-
tro- und Gasgeräten und wegen aller sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden;

- wegen Glasschäden, soweit sich der Versicherungs-
nehmer hiergegen besonders versichern kann;

- die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen
der Feuerversicherer bei übergreifenden Versiche-
rungsfällen fallenden Rückgriffsansprüche.

4.5 Versicherungsfälle im Ausland

4.5.1 Bei einem Auslandsaufenthalt innerhalb der Staaten
der Europäischen Union sowie der Schweiz, Liechten-
steins, Norwegens und Islands ist mitversichert die ge-
setzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Ver-
sicherungsfällen; in allen übrigen Ländern gilt der Versi-
cherungsschutz nur bei einem vorübergehenden Aus-
landsaufenthalt bis zu drei Jahren.

Hierbei gilt zusätzlich:

Mitversichert ist - ergänzend zu Ziffer 4.3 - die gesetzliche
Haftpflicht aus vorübergehender Anmietung oder Nutzung
(nicht dem Eigentum) von Wohnungen bzw. eines Einfami-
lienhauses (auch Ferienhauses), sofern diese vom Versi-
cherungsnehmer zu Wohnzwecken verwendet werden.

Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungs-
fall innerhalb Europas durch behördliche Anordnung eine
Kaution zur Sicherstellung von Leistungen aufgrund sei-
ner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, stellt der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer den erforderlichen
Betrag bis zu einer Höhe von 60.000 EUR zur Verfügung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu lei-
stende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kau-
tion höher als der zu leistende Schadenersatz, ist der
Versicherungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag
zurückzuzahlen. Das Gleiche gilt, wenn die Kaution als
Strafe, Geldbuße oder für die Durchsetzung nicht versi-
cherter Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder
die Kaution verfallen ist.

4.5.2 Im Übrigen sind Haftpflichtansprüche wegen Versi-
cherungsfällen, die im Ausland vorkommen, ausge-
schlossen.

4.6 Kraft-, Wasser- und Luftfahrzeuge

4.6.1 Kraft- und Wasserfahrzeuge

Mitversichert ist - insoweit abweichend von dem Aus-
schluss der in Ziffer 1.3 genannten Position "Kraftfahr-
zeuge, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge" - die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Gebrauch

4.6.1.1 von folgenden selbstfahrenden Kraftfahrzeugen,
soweit hierfür keine Versicherungspflicht besteht:

- Modell- oder Spielfahrzeuge - auch ferngesteuerte -,
die nicht zum Aufsitzen oder Mitfahren geeignet sind;

- Kraftfahrzeuge bis 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- Arbeitsmaschinen bis 20 km/h Höchstgeschwindig-
keit;

- Kraftfahrzeuge, die nur auf nicht öffentlichen Wegen
oder Plätzen verkehren;

- Kraftfahrzeuganhänger;

4.6.1.2 von folgenden Wasserfahrzeugen:

- Modell- oder Spielfahrzeuge - auch ferngesteuerte -,
die nicht zum Mitfahren oder Aufsitzen geeignet sind;

- Windsurfbretter;

- sonstige Wasserfahrzeuge - ausgenommen eigene
Segelboote mit über 5 Meter Rumpflänge und eigene
oder fremde Wasserfahrzeuge mit Motor (auch Hilfs-
oder Außenbordmotor) oder Treibsätzen;

- fremde Boote mit Motor (auch Segelboote mit Hilfs-
motor) bis zu einer Motorstärke von 110 kW (150 PS),
soweit dieser Gebrauch gelegentlich und jeweils nur
vorübergehend bis zu höchstens vier Wochen erfolgt.
Nicht versichert bleibt der Gebrauch von Wasser-
fahrzeugen, die von Versicherten gehalten werden
oder in deren Eigentum stehen oder für einen unun-
terbrochenen Zeitraum von mehr als vier Wochen in
Gewahrsam oder Besitz genommen sind.

4.6.2 Luftfahrzeuge

Mitversichert ist - insoweit abweichend von dem Aus-
schluss der in Ziffer 1.3 genannten Position "Luftfahr-
zeuge" die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von
Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unter-
liegen.

4.6.3 Ergänzend zu den Ziffern 4.6.1 und 4.6.2 gilt:

Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht we-
gen Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommens
der in gebrauchten Fahrzeuge.

Hat der Fahrer bzw. Lenker des Fahrzeugs bei Eintritt des
Versicherungsfalles das Fahrzeug unberechtigt geführt,
nicht die behördlich vorgeschriebene Fahrerlaubnis oder
ist er infolge Genusses alkoholischer Getränke oder an-
derer berauschender Mittel nicht in der Lage gewesen, das
Fahrzeug sicher zu führen, ist der Versicherer gegenüber
demjenigen, der diese Verletzung selbst begangen oder
schuldhaft ermöglicht hat, bis zu einem Betrag von höch-
stens 5.000 EUR von der Leistungspflicht befreit.

4.7 Halten, Hüten von Tieren, Reiten fremder Pferde

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

4.7.1 als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, ge-
zähmten Kleintieren und Bienen - nicht jedoch von Hun-
den, Rindern, Pferden, sonstigen Reit- oder Zugtieren,
wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder
landwirtschaftlichen Zwecken gehalten werden;

4.7.2 als Reiter bei gelegentlichem Gebrauch fremder
Pferde zu privaten Zwecken;

4.7.3 aus dem Hüten fremder Hunde, soweit dies gefäl-
ligkeitshalber und nur gelegentlich erfolgt.

4.7.4 Ergänzend zu Ziff. 4.7.2 und 4.7.3 gilt:

Nicht versichert ist der Gebrauch von Pferden bzw. das
Hüten von Hunden, die von Versicherten

- gehalten werden oder in deren Eigentum stehen;

- für einen ununterbrochenen Zeitraum von mehr als
vier Wochen in Gewahrsam oder Besitz genommen
sind.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Haftpflicht we-
gen Verletzung, Schädigung, Tötung oder Abhandenkom-
mens der Tiere sowie für Ansprüche der Tierhalter oder
-eigentümer.
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4.8 Fachpraktischer Unterricht

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teil-
nahme am fachpraktischen Unterricht auf dem Gelände
einer Fachhochschule, Universität oder einer Fach- oder
Berufsakademie im Sinne des jeweiligen Landesgesetzes.
Dabei eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen
Schäden an Lehrgeräten (auch Maschinen) in der Fach-
hochschule, Universität bzw. der Fach- oder Berufsakade-
mie.

4.9 Schnupperlehre / Schülerpraktikum

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teil-
nahme an einer Schnupperlehre / einem Schülerprakti-
kum, soweit es sich hierbei um eine schulische Veranstal-
tung in Betrieben, Sozialeinrichtungen oder Verwaltungen
mit einer Dauer bis zu sechs Wochen handelt.

Im Rahmen dieser Tätigkeit besteht - abweichend von dem
Ausschluss der in Ziffer 1.3 genannten Position "Tätig-
keitsschäden" - auch Versicherungsschutz für Schäden an
fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche
Tätigkeit der Versicherten. Die Höchstersatzleistung des
Versicherers ist auf 30.000 EUR je Schadenereignis be-
grenzt. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser
Versicherungssumme.

Der Versicherungsschutz besteht subsidiär, also nur so-
weit, als anderweitig zu Gunsten des Versicherten kein
oder nicht ausreichend Versicherungsschutz (z.B. durch
eine vom kommunalen Schulträger oder anderweitig ab-
geschlossene oder gegebene Versicherung) besteht, kein
Rückgriffs- bzw. Anspruchsverzicht oder keine Freistel-
lung wirkt.

4.10 Waffen, Munition, Geschosse

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem er-
laubten Besitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß-,
Schusswaffen, Munition oder Geschossen, nicht jedoch zu
Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen.

4.11 Vermögensschäden

Mitversichert ist - entsprechend der Ziffer 1.1.2 - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden aus Ver-
sicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sind.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus

- Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder
in seinem Auftrage oder für seine Rechnung von
Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen oder ge-
leistete Arbeiten entstehen;

- planender, beratender, bau- oder montageleitender,
prüfender oder gutachtlicher Tätigkeit;

- Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-,
Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähn-
lichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungs-
vorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus
Untreue und Unterschlagung;

- der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und
Urheberrechten;

- Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- oder Ko-
stenanschlägen;

- Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen;

- Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbei-
tung, Rationalisierung oder Automatisierung, Aus-

kunftserteilung, Übersetzung, Reisevermittlung oder
Reiseveranstaltung;

- bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung;

- Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld,
bargeldlosen Zahlungsmitteln, Wertpapieren, Spar-
büchern, Urkunden, Schmucksachen oder sonstigen
Wertsachen.

4.12 Abwässerschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Sach-
schäden durch häusliche Abwässer oder durch Abwässer
aus dem Rückstau des Straßenkanals.

4.13 Gewässerveränderungen

4.13.1 Versichertes Risiko

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den infolge von Veränderungen der physikalischen, che-
mischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewäs-
sers einschließlich des Grundwassers (Gewässerverän-
derungen) mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von
Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen
(z.B. Heizöltanks) und aus der Verwendung dieser Stoffe.

4.13.2 Anlagen

Abweichend von Ziffer 4.13.1 besteht Versicherungsschutz
für die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von

- Heizöltanks.

Mitversichert sind - auch ohne dass eine Gewässer-
veränderung droht oder eintritt - Schäden an unbe-
weglichen Sachen der Versicherten, die dadurch
verursacht werden, dass Heizöl bestimmungswidrig
aus den versicherten Heizöltanks ausgetreten ist.

Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wie-
derherstellung des Zustandes, wie er vor Eintritt des
Schadens bestand. Eintretende Wertverbesserungen
sind abzuziehen.

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Heizungs-
anlage (einschließlich der Heizöltanks) selbst und alle
sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

- Behältern für gewässerschädliche Stoffe, wenn die
Lagermenge eines Einzelbehälters 50 Liter bzw. Ki-
logramm und die aller vorhandenen Behälter insge-
samt 500 Liter bzw. Kilogramm nicht übersteigt.

Die Bestimmungen von Teil D Ziffer 1.2 (Erhöhungen oder
Erweiterungen des versicherten Risikos) und von Teil D
Ziffer 1.3 (Vorsorge-Versicherung) finden keine Anwen-
dung; insbesondere besteht kein Versicherungsschutz,
wenn eine der vorstehend genannten Lagermengen über-
schritten wird.

4.13.3 Rettungskosten

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung eines infolge der Gewässerveränderung drohenden
Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten) so-
wie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Ver-
sicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für
Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- oder An-
waltskosten bleibt es bei der Regelung von Teil B Ziffer 6.
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Rettungskosten im Sinne des Vertrages entstehen bereits
dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles ohne Ein-
leitung von Rettungsmaßnahmen als unvermeidbar ange-
sehen werden durfte.

Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederher-
stellung des Zustandes von Grundstücks- oder Gebäude-
teilen, wie er vor Beginn der Rettungsmaßnahme bestand;
eintretende Wertverbesserungen oder Kosten, die zur Er-
haltung, Reparatur oder Erneuerung von Sachen eines
Versicherten ohnehin entstanden wären, sind abzuziehen.

Soweit für die Erstattung dieser Rettungskosten Versiche-
rungsschutz besteht, ist es unerheblich, wenn der Versi-
cherte durch die Rettungsmaßnahme zugleich eine öf-
fentlich-rechtliche Pflicht erfüllt.

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs-
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit
zu ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die
Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Kei-
ne Weisung in diesem Sinne ist die bloße Billigung von
Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens.

4.13.4 Pflichtwidrigkeiten / Verstöße

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche von Per-
sonen, welche die Gewässerveränderung oder den hier-
durch entstehenden oder drohenden Schaden dadurch
verursacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Ver-
ordnungen oder behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen abgewichen sind.

4.13.5 Gemeingefahren

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Gewässerverän-
derungen oder Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

4.14 Abhandenkommen von Schlüsseln / Code-Karten

4.14.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers im Sinne von Ziffer 1.1.2 aus dem
Abhandenkommen von Schlüsseln bzw. Code-Karten zu
Gebäuden, Wohnungen, Garagen oder Räumen, die sich
rechtmäßig in seinem Gewahrsam befunden haben.

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche
Haftpflichtansprüche

- wegen Kosten für eine notwendige Auswechslung
oder notwendige Änderung von Schlössern oder
Schließanlagen;

- vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss
und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet
ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des
Schlüssels festgestellt wurde);

- Schäden durch Entwendung, Beschädigung oder
Vernichtung von Sachen infolge des Schlüsselver-
lustes.

4.14.2 Nicht versichert ist der Verlust von Schlüsseln

- zu Gebäuden, die Versicherte im Ganzen,

- zu Wohnungen, Räumen oder Garagen, die Versi-
cherte ganz oder teilweise,

für eigene - auch eigene gewerbliche, betriebliche
oder freiberufliche - Zwecke nutzen oder besitzen
bzw. besaßen oder genutzt hatten;

- zu Gebäuden, Wohnungen, Räumen oder Garagen,
deren Betreuung (z.B. Bewachung, Objektschutz,
Hausmeistertätigkeit) Aufgabe der gewerblichen, be-

trieblichen oder beruflichen Tätigkeit eines Versi-
cherten ist oder war.

4.14.3 Die Höchstersatzleistung des Versicherers beträgt
je Schadenereignis 30.000 EUR. Die Gesamtleistung für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt
60.000 EUR.

4.15 Führen fremder versicherungspflichtiger Kraftfahr-
zeuge im Ausland

4.15.1 Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 4.6.1.1 - die
gesetzliche Haftpflicht als Führer eines fremden versiche-
rungspflichtigen Kraftfahrzeugs im Sinne von Ziffer 4.15.2
wegen Schäden, die auf einer Reise im europäischen
Ausland (einschließlich Kanarische Inseln) oder in Anlie-
gerstaaten des Mittelmeeres entstehen.

Dieser Versicherungsschutz besteht subsidiär, also inso-
weit, als anderweitig kein oder nicht ausreichend Versi-
cherungsschutz (z.B. durch eine für das Fahrzeug abge-
schlossene Haftpflichtversicherung) besteht.

4.15.2 Kraftfahrzeuge im Sinne von Ziffer 4.15.1 sind

- Personenkraftwagen,

- Krafträder,

- Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht, soweit
sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförde-
rung von nicht mehr als neun Personen (einschließ-
lich Führer) bestimmt sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-,
Gepäck- oder Bootsanhängern.

4.15.3 Ziffer 4.6.3 gilt entsprechend.

4.16 Gefälligkeitshandlungen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den, die im Rahmen eines Gefälligkeitsverhältnisses ver-
ursacht werden; zusätzlich gilt:

Der Versicherer wird sich bei Personen-, Sach- oder Ver-
mögensschäden aus dem Gefälligkeitsverhältnis nicht auf
mögliche Haftungseinwendungen berufen, soweit der
Versicherungsnehmer dies wünscht und ein anderer Ver-
sicherer (z.B. Sozialversicherungsträger) nicht leistungs-
pflichtig ist. Die Höchstersatzleistung des Versicherers für
derartige Schäden beträgt je Versicherungsfall und -jahr
3.000 EUR.

4.17 Elektronischer Datenaustausch / Internetnutzung

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers und die der mitversicherten Personen nach
Ziffer 4.2.1 wegen Schäden aus dem elektronischen Da-
tenaustausch zu privaten Zwecken (z.B. Internetnutzung).

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprü-
che wegen Sach- oder Vermögensschäden, die dadurch
entstehen, dass der Versicherungsnehmer oder die nach
Ziffer 4.2.1 mitversicherten Personen

- widerrechtlich in fremde Datenverarbeitungssy-
steme / Datennetze eingreifen (z.B. Hacker-Attacken)
oder sich Daten widerrechtlich verschaffen;

- Software einsetzen, die geeignet ist, die Datenord-
nung zu zerstören oder zu verändern (z.B. Software-
Viren, Trojanische Pferde, Würmer).

Versicherungsschutz besteht - insoweit abweichend von
Ziffer 4.5.2 - auch für Versicherungsfälle im Ausland.
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4.18 Ausfall von Forderungen aus Haftpflichtansprüchen

4.18.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes

Hat ein Versicherter (Versicherungsnehmer oder eine
mitversicherte Person nach Ziffer 4.2.1)

- wegen Personen- oder Sachschäden berechtigte
Schadenersatzansprüche

- und kann er diese berechtigten Forderungen gegen
den Schadenersatzpflichtigen nicht oder nicht voll
durchsetzen (Forderungsausfall - siehe Ziffer 4.18.3
a)),

stellt ihn der Versicherer so, als hätte der Schadenersatz-
pflichtige als Versicherter Versicherungsschutz im Rah-
men und Umfang der diesem Vertrag zugrunde liegenden
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Firmen-
versicherung für Autohäuser, den Besonderen Bedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung für Autohäuser und
der zusätzlichen Bedingungen dieser Ziffer 4.18.

Der Versicherer prüft die Haftpflichtfrage und leistet den
Ersatz der Entschädigung, welche der Schadenersatz-
pflichtige aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts nach dem Recht eines Mitglieds-
staates der Europäischen Union (EU), der Schweiz, Nor-
wegens, Islands oder Liechtensteins zu erbringen hat.

Der Schadenersatzpflichtige oder sonstige Dritte haben
keine Rechte aus diesem Versicherungsvertrag.

4.18.2 Umfang des Versicherungsschutzes

4.18.2.1 Versicherungsschutz besteht für Personen- oder
Sachschäden infolge von Schadenereignissen, die wäh-
rend der Wirksamkeit dieses Vertrags

- in Deutschland oder

- im Ausland anlässlich eines vorübergehenden, bis zu
drei Jahre dauernden Auslandsaufenthalts des Ver-
sicherten bzw. Befindens einer Sache im Ausland
eintreten.

4.18.2.2 Versicherungsfall ist das Schadenereignis, das
Haftpflichtansprüche gemäß Ziffer 4.18.1 zur Folge haben
könnte.

4.18.2.3 Für Schäden bis zur Höhe von 2.500 EUR besteht
kein Versicherungsschutz.

4.18.3 Leistungsvoraussetzungen

Voraussetzung für eine Versicherungsleistung ist, dass

a) der Schadenersatzpflichtige zahlungs-/leistungsunfä-
hig ist; dies liegt vor, wenn aufgrund eines Urteils nach
einem streitigen Verfahren oder eines Vergleiches vor
einem ordentlichen Gericht der EU, der Schweiz, Nor-
wegens, Islands und Liechtensteins

- eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedi-
gung geführt hat,

- eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da
der Schadenersatzpflichtige in den letzten drei Jah-
ren die eidesstattliche Versicherung über seine Ver-
mögensverhältnisse ("Offenbarungseid") abgegeben
hat,

- ein gegen den Schadenersatzpflichtigen durchge-
führtes Konkurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfah-
ren nicht zur vollen Befriedigung geführt hat oder ein
solches Verfahren mangels Masse abgelehnt wurde;

b) dem Versicherer nach Feststehen der Zahlungs-/Lei-
stungsunfähigkeit des Schadenersatzpflichtigen alle
Umstände des Versicherungsfalls ausführlich, wahr-
heitsgemäß und unverzüglich gemeldet werden und
der Versicherer die gesetzliche Haftpflicht des Scha-
denersatzpflichtigen anerkennt;

c) an den Versicherer die Ansprüche gegen den Scha-
denersatzpflichtigen in Höhe der Versicherungslei-
stung abgetreten werden, die vollstreckbare Ausferti-
gung des Urteils ausgehändigt und an deren erforder-
lichen Umschreibung auf den Versicherer mitgewirkt
wird.

Die Leistungsvoraussetzungen sind dem Versicherer zu
belegen und nachzuweisen (z.B. Zeitpunkt, Ursache, Her-
gang, Art und Höhe der Schäden, Höhe des Forderungs-
ausfalls, Vorlage eines rechtskräftigen Urteils, eines Voll-
streckungsprotokolls oder sonstiger für die Beurteilung
erheblicher Schriftstücke).

4.18.4 Ausschlüsse

4.18.4.1 Kein Versicherungsschutz besteht für Gefahren,
die dem Bereich eines Betriebes, Gewerbes, Berufes,
Dienstes oder Amtes (auch Ehrenamtes) des Schaden-
ersatzpflichtigen zuzurechnen sind.

4.18.4.2 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden
an

- Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugen,

- Immobilien, für die gemäß Ziffer 4.3 und Ziffer 4.5.1
kein Versicherungsschutz besteht,

- Pferden oder sonstigen Reit- oder Zugtieren oder an
Zuchttieren,

- Sachen, die (auch) dem Bereich eines Betriebes, Ge-
werbes, Berufes, Dienstes oder Amtes (auch Ehren-
amtes) eines Versicherten zuzurechnen sind,

und wegen aller sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.

4.18.4.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf

- Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechts-
verfolgung;

- Schäden, zu deren Ersatz bei einem Dritten Lei-
stungen beantragt werden können oder ein Dritter
Leistungen zu erbringen hat (z.B. aus einer Hausrat-
versicherung),

- ein Sozialleistungsträger Leistungen zu erbringen
hat, auch nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Betei-
ligungsansprüche o.ä. von Dritten handelt;

- Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder ver-
traglichen Forderungsübergangs;

- Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berech-
tigte Einwendungen oder begründete Rechtsmittel
nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder einge-
legt wurden.

4.19 Erlöschen der Privat-Haftpflichtversicherung

Der Versicherungsschutz im Rahmen dieser Privathaft-
pflichtversicherung erlischt mit dem Ausscheiden des
Versicherten aus den Diensten des Versicherungsneh-
mers, spätestens mit dem Erlöschen der Betriebshaft-
pflichtversicherung.
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5. Öko-Haftungsversicherung, Baustein I

Der Versicherungsumfang in der Öko-Haftungsversiche-
rung, Baustein I, richtet sich nach den folgenden Rege-
lungen:

5.1 Gegenstand der Versicherung

5.1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-
rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß
Umweltschadensgesetz zur Sanierung von Umweltschä-
den.

Umweltschaden ist eine

- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen
Lebensräumen,

- Schädigung der Gewässer,

- Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer von einer Behörde oder einem sonstigen
Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnah-
men/Pflichten der oben genannten Art in Anspruch ge-
nommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der
Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher oder zivil-
rechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch
solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten An-
sprüche, die auch ohne das Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umset-
zungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungsnehmer geltend gemacht werden könnten.

Versicherungsschutz für derartige Ansprüche besteht
ausschließlich über eine Betriebs-Haftpflichtversicherung
in Ziffer 1 oder die Umwelt-Haftpflichtversicherung in Zif-
fer 2.

5.1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

- der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und solcher Personen, die er zur Leitung oder
Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder
eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Ei-
genschaft.

- sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schä-
den, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrich-
tungen für den Versicherungsnehmer verursachen.

Der Versicherungsschutz besteht auch, wenn

- die vorgenannten Personen für den versicherten Be-
trieb z.B. als Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Si-
cherheitsbeauftragte, Umweltschutzbeauftragte, Da-
tenschutzbeauftragte, Betriebsärzte, Betriebsräte
tätig werden;

- die vorgenannten Personen aus ihrer früheren
dienstlichen Tätigkeit für den versicherten Betrieb in
Anspruch genommen werden;

- Angehörige fremder Unternehmen oder Praktikanten
in den versicherten Betrieb eingegliedert und damit
Betriebsangehörige gemäß Sozialgesetzbuch VII ge-
worden sind.

5.1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Be-
sitz, Halten und Gebrauch von nicht versicherungspflich-
tigen

- Kraftfahrzeugen (z.B. Gabelstapler) mit nicht mehr
als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als
20 km/h Höchstgeschwindigkeit;

- Kfz-Anhängern, soweit diese nicht in Verbindung mit
einem versicherungspflichtigen Zugfahrzeug ge-
braucht werden.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten ge-
brauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem un-
berechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffent-
lichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fah-
rerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist ver-
pflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von
einem Fahrer gebraucht wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten
verletzt, gilt Teil C Ziffer 5 ("Rechtsfolgen von Obliegen-
heitsverletzungen").

5.2 Umfang der Versicherung / Versicherte Risiken

Im Rahmen der Bedingungen erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auf Pflichten oder Ansprüche wegen Umwelt-
schäden aus den nachfolgend aufgeführten Risiken, soweit
sie gemäß den Ziffern 5.2.1 bis 5.2.8 ausdrücklich als mit-
versichert bezeichnet sind:

5.2.1 Mitversichert sind Anlagen des Versicherungsneh-
mers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe her-
zustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

Mitversichert sind auch Beheizungs- und Betankungsan-
lagen des Versicherungsnehmers (Heizöl, Benzin, Diesel).

Nicht mitversichert sind im Rahmen dieser Position solche
WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG
aufgeführt sind sowie Abwasseranlagen und Einwirkungen
auf Gewässer. Dieser Ausschluss gilt auch, soweit zu-
nächst mitversicherte Anlagen gemäß Ziffer 5.2.1 durch
Erhöhung der Leistungsgrenze oder der Lagermenge zu
einer UmweltHG-Anlage werden.

5.2.2 Nicht mitversichert sind Anlagen des Versicherungs-
nehmers gemäß Anhang 1 zum UmweltHG (UmweltHG-
Anlagen).

5.2.3 Mitversichert sind Anlagen des Versicherungsneh-
mers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestim-
mungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-
liegen (deklarierungspflichtige Anlagen).

Nicht mitversichert sind im Rahmen dieser Position Ab-
wasseranlagen und Einwirkungen auf Gewässer.

5.2.4 Mitversichert sind Abwasseranlagen des Versiche-
rungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen
in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart,
dass die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Wassers verändert wird durch den Ver-
sicherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsri-
siko).

5.2.5 Nicht mitversichert sind Anlagen des Versicherungs-
nehmers gemäß Anhang 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen / UmweltHG-Anlagen mit Pflichtver-
sicherung).

5.2.6 Mitversichert sind Planung, Herstellung, Lieferung,
Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von

H----6560Z0 (0/00) 03.08, Seite 21



Anlagen gemäß den Ziffern 5.2.1 bis 5.2.5 oder Teilen, die
ersichtlich für Anlagen gemäß den Ziffern 5.2.1 bis 5.2.5
bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht
selbst Inhaber der Anlagen ist (Umwelt-Regressrisiko).

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles wer-
den unter den in Ziffer 5.9 genannten Voraussetzungen
durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche
des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsnehmer
bestehen können.

5.2.7 Mitversichert sind Herstellung oder Lieferung von
Erzeugnissen, die nicht von Ziffer 5.2.6 umfasst sind, nach
Inverkehrbringen.

5.2.8 Mitversichert sind alle sonstigen Anlagen, Betriebs-
einrichtungen und Tätigkeiten auf eigenen und fremden
Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziffern 5.2.1 bis
5.2.6 fallen, unabhängig davon, ob diese Risikobausteine
versichert sind oder nicht.

5.3 Betriebsstörung

5.3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Um-
weltschäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und
unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungs-
gemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder ei-
nes Dritten sind (Betriebsstörung).

5.3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht
im Rahmen der Ziffer 5.2.7 Versicherungsschutz für Um-
weltschäden durch hergestellte oder gelieferte Erzeug-
nisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziffer 5.2.8 für Um-
weltschäden durch Lagerung, Verwendung oder anderen
Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter im Sinne von
Ziffer 5.2.7. Versicherungsschutz besteht in den Fällen der
Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Umweltscha-
den auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instruk-
tionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im
Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach
dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte er-
kannt werden können (Entwicklungsrisiko).

5.4 Leistungen der Versicherung

5.4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der
gesetzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter In-
anspruchnahme und die Freistellung des Versicherungs-
nehmers von berechtigten Sanierungs- und Kostentra-
gungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem
sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsver-
pflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer auf-
grund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses
oder Vergleiches zur Sanierung- und Kostentragung ver-
pflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist.
Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben
oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer
nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder
Vergleich bestanden hätte.

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des
Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

5.4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder der Abwehr unberechtigter
Inanspruchnahme durch die Behörde oder einen sonstigen
Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen
des Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwal-
tungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder
Kostentragungsverpflichtungen gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und
Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungs-
verfahren oder den Rechtsstreit im Namen des Versiche-
rungsnehmers auf seine Kosten.

5.4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umwelt-
schadens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versi-
cherungsschutz fallende Sanierungs- und Kostentra-
gungsverpflichtung zur Folge haben kann, die Bestellung
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem
Versicherer gewünscht oder genehmigt, trägt der Versi-
cherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm
besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5.5 Versicherte Kosten

Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 5.4.1 geregelten
Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich
notwendiger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-,
Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten

5.5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten,
natürlichen Lebensräumen oder Gewässern

- die Kosten für die "primäre Sanierung", d.h. für Sa-
nierungsmaßnahmen, die die geschädigten natür-
lichen Ressourcen oder beeinträchtigten Funktionen
ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zu-
rückversetzen;

- die Kosten für die "ergänzende Sanierung", d.h. für
Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen
Ressourcen oder Funktionen, mit denen der Umstand
ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanie-
rung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung
der geschädigten natürlichen Ressourcen oder
Funktionen führt;

- die Kosten für die "Ausgleichssanierung", d.h. für die
Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Ver-
luste natürlicher Ressourcen oder Funktionen, die
vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu
dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanie-
rung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat.

"Zwischenzeitliche Verluste" sind Verluste, die darauf zu-
rückzuführen sind, dass die geschädigten natürlichen
Ressourcen oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben
oder ihre Funktionen für andere natürliche Ressourcen
nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der pri-
mären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht
entfaltet haben.

Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme und der Jah-
reshöchstersatzleistungen bis zu einem Gesamtbetrag
von 50 % der vereinbarten Versicherungssumme für
Sachschäden oder einer vereinbarten pauschalen Versi-
cherungssumme ersetzt;

5.5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens

die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumin-
dest sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe be-
seitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden,
so dass der geschädigte Boden unter Berücksichtigung
seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegen-
wärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein er-
hebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen
Gesundheit mehr darstellt.

5.5.3 Die unter den Ziffern 5.5.1 und 5.5.2 genannten Kos-
ten für Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versi-
cherungsnehmers gemäß Ziffer 5.10.1 oder am Grund-

H----6560Z0 (0/00) 03.08, Seite 22



wasser gemäß Ziffer 5.10.2 eintreten, sind nur nach be-
sonderer Vereinbarung versichert. Versicherungsschutz
für derartige Schäden besteht nur bei der Vereinbarung
des Versicherungsschutzes gemäß Baustein Öko II bzw.
Öko III im jeweiligen Umfang.

5.6 Erhöhungen und Erweiterungen

Abweichend von Teil D Ziffer 1.2, 1. Absatz besteht für Ri-
siken gemäß den Ziffern 5.2.1 bis 5.2.5 kein Versiche-
rungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Ver-
sicherungsschutz umfasst aber mengenmäßige Verände-
rungen von Stoffen innerhalb der unter den Ziffern 5.2.1
bis 5.2.5 versicherten Risiken.

Für Risiken gemäß den Ziffern 5.2.6 bis 5.2.8 umfasst der
Versicherungsschutz die Erhöhungen oder Erweiterungen
der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-
gebenen Risiken.

Ansonsten haben die Bestimmungen in Teil D Ziffer 1.2
unverändert Gültigkeit.

5.7 Neue Risiken

Abweichend von Teil D Ziffer 1.3, 1. Absatz bedarf der
Versicherungsschutz für Risiken gemäß den Ziffern 5.2.1
bis 5.2.5, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages
neu entstehen, besonderer Vereinbarung.

Für Risiken gemäß den Ziffern 5.2.6 bis 5.2.8, die nach
Abschluss des Vertrages neu entstehen, besteht Versi-
cherungsschutz im Rahmen des Vertrages.

Ansonsten haben die Bestimmungen in Teil D Ziffer 1.3
unverändert Gültigkeit.

5.8 Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung
des Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer,
die zuständige Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der
Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der
Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht
darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder
Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von
Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

5.9 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versi-
cherungsfall eingetreten ist,

a) für die Versicherung nach den Risikobausteinen der
Ziffern 5.2.1 bis 5.2.5 nach einer Betriebsstörung;

b) für die Versicherung nach Risikobaustein Ziffer 5.2.6
nach einer Betriebsstörung bei Dritten;

c) für die Versicherung nach Risikobaustein Ziffer 5.2.7
nach einer Betriebsstörung bei Dritten - in den Fällen
der Ziffer 5.3.2 auch ohne Vorliegen einer Betriebsstö-
rung nach behördlicher Anordnung;

d) für die Versicherung nach Risikobaustein Ziffer 5.2.8
nach einer Betriebsstörung beim Versicherungsneh-
mer oder Dritten - in den Fällen der Ziffer 5.3.2 auch
ohne Vorliegen einer Betriebsstörung nach behörd-
licher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit
versichert eines Dritten gemäß b) bis d) - für Maßnahmen
zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeid-
bar eintretenden Umweltschadens. Die Feststellung der
Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung müssen

in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maß-
geblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder
behördlichen Anordnungen im Sinne der Ziffer 5.9.1 wer-
den unter den dort genannten Voraussetzungen unbe-
schadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen
durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Er-
satzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden.

5.9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

- dem Versicherer die Feststellung einer derartigen
Störung des Betriebes oder eine behördliche Anord-
nung unverzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was
erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang
zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet
ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den
Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des
Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen behörd-
liche Anordnungen einzulegen oder

- sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen ab-
zustimmen.

5.9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer
5.9.3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, werden ihm
im Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5.9 ver-
einbarten Gesamtbetrages nur die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.9.3
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, ist der Versi-
cherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und ob-
jektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwen-
dungen in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen;
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Ziffer 5.9.4, Absätze 1 und 2 bleibt der
Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehender
Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Ob-
liegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des
Versicherers ursächlich ist.

5.9.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten
Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung
bis zu einem Gesamtbetrag von 50 % der vereinbarten
Versicherungssumme für Sachschäden oder der verein-
barten pauschalen Versicherungssumme je Störung des
Betriebes oder behördlicher Anordnung ersetzt. Dieser
Betrag bildet zugleich auch die Höchstersatzleistung des
Versicherers für ein Versicherungsjahr.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem
Schaden, werden die vom Versicherer ersetzten Aufwen-
dungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende
Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahres-
höchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres
die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich ge-
mindert hat.

5.9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen -
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Ziffer
5.9.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Si-
cherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen,
Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete,
geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für
solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen, auch für solche, die der Versiche-
rungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden
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versicherten Umweltschadens, falls nicht betroffene Be-
triebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versi-
cherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

5.10 Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von
Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer ha-
ben oder eine Gefahr für die menschliche Gesundheit
darstellen,

5.10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewäs-
sern) des Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigen-
tum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von
ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch
verbotene Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, so-
weit es sich um dort befindliche geschützte Arten oder
natürliche Lebensräume handelt;

5.10.2 am Grundwasser;

5.10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des
Grundwassers oder seines Fließverhaltens;

5.10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages einge-
treten sind;

5.10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungs-
nehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses
Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem
Zeitpunkt bereits kontaminiert waren;

5.10.6 die im Ausland eintreten (siehe aber Ziffer 5.13);

5.10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass
beim Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden,
abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch
ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in
die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge
auf einer Betriebsstörung beruhen;

5.10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwen-
dige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Um-
welt entstehen;

5.10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder
Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem
Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch
plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig
und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe
durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden
oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz
des Versicherungsnehmers stehen;

5.10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Er-
zeugnisse zurückzuführen sind;

5.10.11 die zurückzuführen sind auf

a) gentechnische Arbeiten,

b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

c) Erzeugnisse, die
- Bestandteile aus GVO enthalten,
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden;

5.10.12 die darauf zurückzuführen sind, dass Abfälle

- ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmi-
gung,

- ohne Genehmigung des Inhabers der Abfallentsor-
gungsanlage, insbesondere einer Deponie oder
Kompostierungsanlage,

- unter Nichtbeachtung von Auflagen und Hinweisen
des Inhabers der Abfallentsorgungsanlage, insbe-
sondere einer Deponie oder Kompostierungsanlage
oder seines Personals,

- unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration,

- an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang
dafür behördlich genehmigt ist,

zwischen-, endgelagert oder anderweitig entsorgt werden;

5.10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen
oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen;

5.10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraft-
fahrzeuganhängers verursachen, soweit nicht nach Ziffer
5.1.3 Versicherungsschutz besteht.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die
sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

Eine Tätigkeit der in Ziffer 5.10.14, Absätze 1 und 2 ge-
nannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeug-
anhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter
oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird;

5.10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen wer-
den.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versi-
cherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
Versicherungsschutz, gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten;

5.10.16 aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lie-
ferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen
für Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge be-
stimmt waren;

- Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder
Raumfahrzeugen oder deren Teilen;

5.10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen
die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen,
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen An-
ordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz die-
nen, abweichen;
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5.10.18 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen
die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten) richten, die den Schaden dadurch verursachen,
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller ge-
gebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden
Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung,
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu
befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht
ausführen;

5.10.19 durch Bergbaubetrieb im Sinne des BBergG;

5.10.20 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Ge-
neralstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf hoheitli-
chen Verfügungen oder Maßnahmen beruhen; das Gleiche
gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben;

5.10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen
die Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbei-
geführt haben;

5.10.22 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen
die Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit
oder Schädlichkeit Erzeugnisse in den Verkehr gebracht
oder Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben;

5.10.23 soweit diese Pflichten oder Ansprüche aufgrund
vertraglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetz-
liche Verpflichtung des Versicherungsnehmers hinausge-
hen;

5.10.24 die durch Krankheit der dem Versicherungsneh-
mer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten
Tiere entstanden sind. Es besteht Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat;

5.10.25 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

5.11 Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle durch

- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beru-
hende Einwirkungen auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen be-
ruhende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwi-
schen den gleichen Ursachen ein innerer, insbeson-
dere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang be-
steht, oder

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser
Versicherungsfälle als eingetreten gilt.

Die Bestimmung in Teil B Ziffer 5 findet insoweit keine
Anwendung.

5.12 Nachhaftung

5.12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des voll-
ständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Ri-
sikos oder durch Kündigung des Versicherers oder des
Versicherungsnehmers, besteht der Versicherungsschutz
für solche Umweltschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von drei Jahren
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet.

Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsum-
fanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem
das Versicherungsverhältnis endet.

5.12.2 Die Regelung der Ziffer 5.12.1 gilt für den Fall ent-
sprechend, dass während der Laufzeit des Versiche-
rungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise weg-
fällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls
des versicherten Risikos abzustellen ist.

5.13 Versicherungsfälle im Ausland

5.13.1 Versichert sind - abweichend von Ziffer 5.10.6 - im
Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbe-
reich der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) ein-
tretende Versicherungsfälle,

- die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage
im Sinne der Ziffern 5.2.1 bis 5.2.5 (sofern diese ver-
sichert sind) oder eine Tätigkeit im Inland im Sinne
der Ziffern 5.2.6 bis 5.2.8 zurückzuführen sind. Dies
gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffern 5.2.6 und 5.2.7
nur, wenn die Anlagen, deren Teile oder Erzeugnisse
nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teil-
nahme an Ausstellungen, Messen, Symposien oder
Kongressen;

- durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne
dass der Versicherungsnehmer diese dorthin gelie-
fert hat oder hat liefern lassen;

- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins
Ausland geliefert hat oder dorthin hat liefern lassen;

- aus Bau-, Montage-, Wartungs- oder Reparaturar-
beiten (auch Inspektionen oder Kundendienst) oder
sonstigen Leistungen.

Versicherungsschutz besteht - insoweit abweichend von
Ziffer 5.1.1 - auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß na-
tionalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaa-
ten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang
der oben genannten EU-Richtlinie nicht überschreiten.

5.13.2 Ausgeschlossen sind Umweltschäden, die von Be-
triebstätten im Ausland (z.B. Produktions- oder Vertriebs-
niederlassungen, Läger und dgl.) ausgehen bzw. in diesen
Betriebsstätten eintreten.

B Einzelheiten zur Leistung im Schadenfall

Die Bestimmungen in den Ziffern 1 bis 3 gelten nicht für
die Öko-Haftungsversicherung (Teil A Ziffer 5).

1. Vollmacht des Versicherers

Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadenersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Na-
men des Versicherungsnehmers abzugeben.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversi-
cherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer
zu zahlenden Rente zu fordern, ist der Versicherer zur
Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.
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2. Zeitpunkt der Leistung

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt (s. Teil A Ziffer 1.1.3), hat der Versicherer den
Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch
des Dritten freizustellen.

3. Strafverfahren

Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-
lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Be-
stellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer
vom Versicherer gewünscht oder genehmigt, trägt der
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Vertei-
digers.

4. Versicherungssummen und -begrenzungen

4.1 Für die in Teil A Ziffern 1 bis 5 genannten Versiche-
rungen gelten die im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssummen je
Versicherungsfall und die Höchstersatzleistung des Ver-
sicherers für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres.

4.2 Die im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungssummen bilden bei jedem Versicherungsfall die
Höchstgrenze für den Umfang der Leistung des Versiche-
rers. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen
erstreckt.

4.3 Besteht für mehrere, auf derselben Ursache beru-
hende Versicherungsfälle für einen Versicherungsnehmer
Versicherungsschutz sowohl im Rahmen der Betriebs-
haftpflichtversicherung (Teil A Ziffer 1), als auch im Rah-
men der Umwelt-Haftpflichtversicherung (Teil A Ziffer 2),
liegt ein Kumulfall vor. In diesem Kumulfall beschränkt
sich die Gesamtleistung des Versicherers aus diesem
Versicherungsvertrag auf die höhere der je Versiche-
rungsfall vereinbarten Versicherungssumme. Bei gleich
hohen Versicherungssummen besteht Versicherungs-
schutz bis zur Höhe einer Versicherungssumme.

In diesem Fall gelten die Versicherungsfälle als in dem
Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Versicherungsfall
eingetreten ist.

Resultiert ein Versicherungsfall im Sinne des vorstehend
dargestellten Kumulfalles aus dem störungsfreien Nor-
malbetrieb einer Anlage, beschränkt sich die Gesamtlei-
stung des Versicherers aus dieser Versicherung ab-
weichend von der vorstehend getroffenen Regelung ge-
nerell auf die in der Umwelt-Haftpflichtversicherung für
diesen Fall vereinbarte Versicherungssumme.

Ist für den Versicherungsfall sowohl in der Betriebshaft-
pflichtversicherung als auch in der Umwelt-Haftpflichtver-
sicherung ein Selbstbehalt vereinbart, kommt im Kumul-
fall der höhere der beiden Selbstbehalte zur Anwendung.
Ist nur in einer der beiden Versicherungen ein Selbstbehalt
vereinbart, findet dieser in jedem Fall Anwendung.

5. Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle
eingetreten ist, wenn diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang,

- auf Lieferungen von Erzeugnissen mit den gleichen
Mängeln

beruhen.

Diese Serienschadenklausel gilt nicht für die Umwelt-
Haftpflichtversicherung (Teil A Ziffer 2), die Internet-
Haftpflichtversicherung (Teil A Ziffer 3) und die Öko-Haf-
tungsversicherung (Teil A Ziffer 5).

6. Anrechnung von Kosten

Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden
nicht auf die Versicherungssumme angerechnet.

Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

Für Versicherungsfälle

- im Ausland und für mitversicherte Ansprüche, die im
Ausland geltend gemacht werden, verbleibt es bei
der Regelung zu "Auslandsrisiken/Kosten bei Gel-
tendmachung von Ansprüchen im Ausland" in Teil A
Ziffer 1.2 und Ziffer 2.8;

- der Internet-Haftpflichtversicherung verbleibt es bei
der Regelung der Anrechnung von Kosten in Teil A
Ziffer 3.3;

- der Öko-Haftungsversicherung verbleibt es bei der
Regelung der Anrechnung von Kosten in Teil A Ziffer
5.5.

7. Rentenzahlung

Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der
Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme,
wird die zu leistende Rente im Verhältnis der Versiche-
rungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der
Rente vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung
in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles.

Für die Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, kön-
nen die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von
der Versicherungssumme abgesetzt werden.

8. Widerstandsklausel

Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungslei-
stung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

9. Umfang der Ersatzpflicht des Versicherers im Rah-
men der "Zusatz-Haftpflichtversicherung für Kraft-
fahrzeug-Handel und -Handwerk" (Teil A Ziffer 1.2.24)

Der Versicherer ersetzt im Rahmen der vereinbarten Ver-
sicherungssumme

- bei Zerstörung oder Abhandenkommen des Fahr-
zeugs den Wiederbeschaffungswert am Tage des
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Schadens, höchstens jedoch den Neupreis sowie er-
forderliche Abschleppkosten.

Neupreis ist der von einem Dritten zu entrichtende
Kaufpreis eines neuen Fahrzeugs in der gleichen
Ausführung oder - falls der Fahrzeugtyp nicht mehr
hergestellt wird - eines gleichartigen Typs in der
gleichen Ausführung, jedoch in beiden Fällen höch-
stens der vom Hersteller unverbindlich empfohlene
Preis am Tage des Schadens. Wiederbeschaffungs-
wert ist der Kaufpreis für ein gleichwertiges ge-
brauchtes Fahrzeug oder gleichwertige Teile;

- in allen sonstigen Fällen der Beschädigung des
Fahrzeugs bis zu dem Wiederbeschaffungswert,
höchstens jedoch - bis zu dem nach dem vorigen sich
ergebenden Betrag - die erforderlichen Kosten der
Wiederherstellung und die hierfür notwendigen ein-
fachen Fracht-, Abschlepp- und sonstigen Transport-
kosten sowie einen etwaigen Minderwert.

Entsprechendes gilt bei Zerstörung, Abhandenkom-
men oder Beschädigung von Teilen des Fahrzeugs.

Von den Kosten der Ersatzteile und der Lackierung
wird ein dem Alter und der Abnutzung entspre-
chender Abzug gemacht (neu für alt). Der Abzug be-
schränkt sich bei Krafträdern, Personen- oder Kom-
binationskraftwagen sowie Kraftomnibussen bis zum
Schluss des vierten und bei allen übrigen Fahrzeugen
bis zum Schluss des dritten auf die Erstzulassung des
Fahrzeugs folgenden Jahres auf Bereifung, Batterie
und Lackierung;

- die Kosten eines Ersatz- oder Mietfahrzeuges oder
Nutzungsausfall oder - bei gewerblichen Fahrzeugen
- Verdienstausfall sowie bei grober Fahrlässigkeit et-
waige weitere Sach- und alle sich daraus ergebenden
Vermögensschäden (Hotelübernachtung u.a.).

C Verhaltensregeln und ihre Rechtsfolgen

1. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers

1.1 Der Versicherungsnehmer ist bis zur Abgabe seiner
Vertragserklärung verpflichtet, alle ihm bekannten ge-
fahrerheblichen Umstände, nach denen der Versicherer in
Textform gefragt hat, wahrheitsgemäß und vollständig
anzuzeigen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für
den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem
vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind.

Wenn der Versicherer nach der Vertragserklärung des
Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme in
Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragt, ist der
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet.

Handelt für den Versicherungsnehmer ein Stellvertreter,
und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand oder
handelt er arglistig, wird der Versicherungsnehmer so be-
handelt, als hätte er selbst davon Kenntnis gehabt oder
den Umstand arglistig verschwiegen.

1.2 Die Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht erge-
ben sich aus §§ 19 bis 22 Versicherungsvertragsgesetz
(VVG). Unter den dort genannten Voraussetzungen kann
der Versicherer vom Versicherungsvertrag zurücktreten,
leistungsfrei sein, den Vertrag kündigen, wegen arglistiger
Täuschung anfechten oder auch berechtigt sein, den Ver-
trag zu ändern.

Die Rechte des Versicherers auf Rücktritt, Kündigung oder
Vertragsanpassung stehen ihm nur zu, wenn er den Ver-
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-

form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hinge-
wiesen hat.

1.3 Falls der Versicherer im Rahmen einer Vertragsände-
rung den Beitrag um mehr als 10% erhöht oder die Ge-
fahrabsicherung für einen nicht angezeigten Umstand
ausschließt, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
nach Maßgabe von § 19 Absatz 6 VVG kündigen.

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu,
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände muss der Versi-
cherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers inner-
halb angemessener Frist beseitigen. Dies gilt nicht, soweit
die Beseitigung unter Abwägung unserer beiderseitigen
Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem
Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders ge-
fahrdrohend.

3. Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Um-
weltschadens oder nach Eintritt des Versicherungs-
falls in der Öko-Haftungsversicherung (Teil A
Ziffer 5)

3.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen, auch wenn noch keine Ansprüche er-
hoben wurden.

3.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, den Versicherer
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über:

- Informationen des Versicherungsnehmers gemäß § 4
Umweltschadensgesetz an die zuständige Behörde;

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung
oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber
dem Versicherungsnehmer;

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem
Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermei-
dung, Begrenzung oder Sanierung eines Umwelt-
schadens;

- den Erlass eines Mahnbescheids;

- eine gerichtliche Streitverkündung;

- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen
oder gerichtlichen Verfahrens.

3.3 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Um-
weltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer ab-
zustimmen.

3.4 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt
im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versi-
cherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung
durch den Versicherer bedarf es nicht.

3.5 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen
Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer die Führung des Ver-
fahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfah-
rens beauftragt der Versicherer im Namen des Versiche-
rungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungs-
nehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle er-
forderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten
Unterlagen zur Verfügung stellen.

3.6 Besonders gefahrdrohende Umstände muss der Ver-
sicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers inner-
halb angemessener Frist beseitigen. Dies gilt nicht, soweit
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die Beseitigung unter Abwägung der Interessen des Ver-
sicherungsnehmers und des Versicherers unzumutbar ist.
Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne
weiteres als besonders gefahrdrohend.

3.7 Der Versicherungsnehmer hat nach Möglichkeit für die
Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Da-
bei sind die Weisungen des Versicherers zu beachten, so-
weit dies für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Die-
ser ist verpflichtet, ausführliche und wahrheitsgemäße
Schadenberichte zu erstatten und den Versicherer bei der
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Be-
arbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt
werden.

3.8 Wird gegen den Versicherungsnehmer im Zusammen-
hang mit Umweltschäden ein Verwaltungsakt erlassen, ein
Sanierungsanspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftli-
ches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingelei-
tet, ein Mahnbescheid erlassen oder dem Versicherungs-
nehmer gerichtlich der Streit verkündet, hat der Versi-
cherungsnehmer dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

3.9 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von
Verwaltungsbehörden auf Sanierung von Umweltschäden
oder Schadenersatz im Zusammenhang mit Umweltschä-
den muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einle-
gen. Einer Weisung durch den Versicherer bedarf es nicht.

3.10 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch
auf Erstattung von Sanierungsaufwendungen im Zusam-
menhang mit Umweltschäden gerichtlich geltend ge-
macht, muss dieser dem Versicherer die Führung des
Verfahrens überlassen. Der Versicherer beauftragt im
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt.
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Voll-
macht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die
angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

4. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
in der Betriebs-, Umwelt-, Internet- oder Privat-Haft-
pflichtversicherung (Teil A Ziffern 1 bis 4)

4.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen, auch wenn noch keine Schaden-
ersatzansprüche erhoben wurden.

4.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für
die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Da-
bei sind die Weisungen des Versicherers zu beachten, so-
weit dies für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er ist
verpflichtet, dem Versicherer ausführliche und wahrheits-
gemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Be-
arbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt
werden.

4.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-
anspruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behörd-
liches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder gerichtlich der Streit verkündet,
hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

4.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von
Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz muss der Versi-
cherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des
Versicherers bedarf es nicht.

4.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-
anspruch gerichtlich geltend gemacht, muss er dem Ver-

sicherer die Führung des Verfahrens überlassen. Der Ver-
sicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers
einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Aus-
künfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen.

5. Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen

5.1 Eine Obliegenheitsverletzung kann - unabhängig ob die
Obliegenheit vor oder nach Eintritt des Versicherungs-
falles zu erfüllen ist - Auswirkungen auf die Leistungs-
pflicht des Versicherers haben.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus
diesem Vertrag vorsätzlich, besteht kein Versicherungs-
schutz.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus
diesem Vertrag grob fahrlässig, ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung zu kürzen. Die Kürzung richtet sich
nach der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers. Eine Kürzung unterbleibt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass keine grobe Fahrlässigkeit
vorliegt

Auch im Falle von Vorsatz oder großer Fahrlässigkeit ist
der Versicherer jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet,
als der Versicherungsnehmer ihm nachweist, dass die
Verletzung der Obliegenheit

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver-
sicherungsfalles

- noch für die Feststellung oder den Umfang der Lei-
stungspflicht des Versicherers

ursächlich ist. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit, die er nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles zu erfüllen hat, kann sich der Versicherer
auf vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit nur beru-
fen, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat.

5.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falles zu erfüllen hat, kann der Versicherer nicht nur die
Rechte nach Ziffer 5.1 geltend machen, sondern außerdem
den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht kann
der Versicherer nur innerhalb eines Monats, nachdem er
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ausüben.

Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverlet-
zung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig erfolgte.

5.3 Eine Kündigung nach dieser Vorschrift bedarf der
Schriftform.

D Weitere Bestimmungen

1. Nachträgliche Änderungen zum versicherten Risiko

1.1 Das versicherte Risiko kann durch "Nachträge zum
Versicherungsschein" geändert werden.

1.2 Vom Versicherungsschutz aus diesem Vertrag sind
auch Erhöhungen und Erweiterungen des versicherten Ri-
sikos erfasst. Das gilt nicht, wenn die Erhöhungen oder
Erweiterungen in dem Halten oder Gebrauch von versi-
cherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen
oder sonstigen Risiken, die der Versicherungs- oder Dek-
kungsvorsorgepflicht unterliegen, bestehen. Für Erhö-
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hungen und Erweiterungen der in Teil A Ziffer 1.2 unter
Position "Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge"
genannten Kfz-Risiken bleibt der Versicherungsschutz
aber bestehen.

Erhöhungen des versicherten Risikos können sich auch
aus der Änderung bestehender oder aus dem Erlass neuer
Rechtsvorschriften ergeben. In diesem Fall ist der Versi-
cherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu kündi-
gen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht in-
nerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung
Kenntnis erlangt hat.

1.3 Für den Fall, dass nach Abschluss der Versicherung
neue Risiken entstehen, besteht eine Vorsorgeversiche-
rung. Diese gilt nicht für neu hinzukommende Betriebe /
Betriebsstellen mit eigener Rechtsform.

Für die Vorsorgeversicherung gelten - neben den son-
stigen Vertragsbestimmungen - die folgenden besonderen
Bedingungen:

1.3.1 Der Schutz durch die Vorsorgeversicherung beginnt
sofort mit dem Eintritt eines neuen Risikos. Der Versiche-
rungsnehmer ist jedoch verpflichtet, auf Aufforderung des
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats
anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch durch einen Hin-
weis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der
Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt
der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend
ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an-
gezeigt wurde, hat der Versicherungsnehmer zu beweisen,
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versiche-
rung und zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, zu dem die
Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

1.3.2 Die im Versicherungsschein und seinen Nachträgen
ausgewiesene Versicherungssumme für Personen- oder
Sachschäden gilt auch für die Vorsorgeversicherung.

1.3.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für
Risiken

- aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese
Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Ver-
sicherungspflicht unterliegen (dies gilt nicht für die in
Teil A Ziffer 1.2 unter der Position "Nicht versiche-
rungspflichtige Kraftfahrzeuge" genannten Kfz-Risi-
ken);

- aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von
Bahnen;

- die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht
unterliegen;

- die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträ-
gen zu versichern sind.

1.4 Hinsichtlich Sonderregelungen zu den Ziffern 1.2 und
1.3 siehe in Teil A,

- Ziffer 2.3 der Umwelt-Haftpflichtversicherung;

- Ziffer 4.1 der Privat-Haftpflichtversicherung;

- Ziffern 5.6 und 5.7 der Öko-Haftungsversicherung.

2. Mitversicherte Personen / Abtretung des Versiche-
rungsanspruches

2.1 Erstreckt sich die Versicherung auch oder ausschließ-
lich auf Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als
den Versicherungsnehmer, sind alle für diesen geltenden
Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzu-
wenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversiche-
rung (Ziffer 1.3) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in
der Person eines Versicherten entsteht.

Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er
bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der Oblie-
genheiten verantwortlich.

2.2 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an
den geschädigten Dritten ist zulässig.

3. Nachhaftungsversicherung

Wird der Versicherungsvertrag allein aus Gründen der
endgültigen und völligen Betriebs-, Produktions- oder Lie-
fereinstellung (nicht aus irgendwelchen anderen Gründen,
wie z.B. Änderung der Rechtsform, Kündigung durch einen
der Vertragspartner) beendigt, besteht für die Dauer von
fünf Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses an gerechnet Versicherungsschutz im
Umfang dieses Vertrages, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teiles der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis geendet
hat.

Für die Umwelthaftpflichtversicherung (Teil A Ziffer 2) und
die Öko-Haftungsversicherung (Teil A Ziffer 5) gelten die
dortigen Nachhaftungsregelungen.
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